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die aktuelle politische Situation 
Bangladeschs vor der nächsten 
Parlamentswahl, die im Januar 
2014 stattfinden soll. Diese wich-
tigen Themen werden zum Jah-
resende  aus organisatorischen 
Gründen in einer Doppelausgabe 
veröffentlicht. Zudem erscheint 
die Bangladesch-Zeitschrift von 
nun an in neuer Gestaltung.

Jede und jeder kann sich an der 
Seite benachteiligter Menschen 
in Bangladesch engagieren und 
sie in ihrem Kampf beim Zugang 
zu ihren Rechten unterstützen. 
Der dieser Ausgabe beigeleg-
te Flyer zeigt Ihnen nur eine von 
vielen Möglichkeiten, sich mit 
Menschen in Bangladesch zu so-
lidarisieren.

Eine anregende Lektüre wünscht 
Ihnen

Sharmin Islam

genau in diesem Moment weinen 
überall auf der Welt viele mei-
ner Schwestern, weil ihnen Ge-
walt angetan wurde. Manche von 
ihnen verstecken ihre Tränen 
aus Angst oder Scham. Weltweit 
wird eine von drei Frauen wäh-
rend ihres Lebens geschlagen, 
missbraucht oder zum Sex ge-
zwungen.

In Bangladesch ist das nicht an-
ders. Obwohl Frauen schon vie-
le Erfolge erreicht haben, zum 
Beispiel im Bildungsbereich, bei 
der Gesundheitsversorgung und 
der politischen Teilhabe, hat 
die Mehrheit noch immer nicht 
die gleichen Möglichkeiten wie 
Männer. Häusliche Gewalt, Mit-
giftzahlungen, Vergewaltigun-
gen, Säureattentate, ungleiche 
Bezahlung und vieles mehr gehö-
ren zur alltäglichen Realität vie-
ler Frauen in Bangladesch.

Lokale Menschenrechtsverteidi-
gerinnen und Menschenrechts-
verteidiger spielen eine wich-
tige Rolle dabei, Frauen bei der 
Durchsetzung ihrer Rechte zu 
unterstützen. Sie engagieren 
sich für Gleichberechtigung und 
gegen Diskriminierung, obwohl 
ihnen von vielen Seiten, bei-
spielsweise einflussreichen Eli-
ten und Politikern, Steine in den 
Weg gelegt werden.

Im Thementeil dieser Zeitschrift 
informieren wir Sie über die Men-
schenrechtssituation in Bangla-
desch, mit Fokus auf den Zugang 
von Frauen zu ihren Rechten, die 
wichtige Arbeit von Menschen-
rechtsaktivisten und die Arbeits-
bedingungen von Arbeiterinnen 
in der Textilindustrie. Zudem 
berichten wir ausführlich über 

Sharmin Islam
Projektreferentin im 

NETZ-Landesbüro in Dhaka

Liebe Leserin, lieber Leser,
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Verkrustete Strukturen aufbrechen
Die Arbeit von Menschenrechts-
Aktivisten in Bangladesch
Text: Kai Fritze

Es ist Abend. Dunkelheit, 
herbstliche Kälte und dichte 

Nebelschwaden haben sich über 
das kleine, an einem Fluss gelege-
ne Dorf Kotalipur im Norden Ban-
gladeschs gelegt. Hier und dort 
flackert das Licht einer Gaslam-
pe am Bug eines kleinen Fischer-
bootes. Abgesehen davon erliegt 
das öffentliche Leben in Kotalip-
ur mit Einbruch der Dunkelheit 
völlig. 

Heute Abend stimmt das nicht 
ganz. Plötzlich hört man die 
Stimmen einiger Männer. Sie ar-
gumentieren aufgebracht, disku-
tieren lautstark. Denn auf einem 
zentralen Platz findet ein Shalish 
statt. So bezeichnet man in Ban-
gladesch informelle Gerichte, 
die sich meist aus den Dorfältes-
ten und Eliten zusammensetzen. 
Einberufen werden sie, um über 
soziale Streitfälle und manch-
mal auch über Verbrechen zu ur-
teilen, die eigentlich in den Auf-
gabenbereich eines ordentlichen 
Gerichtes fallen und von den Sha-
lishs gar nicht bearbeitet wer-
den dürften. Doch die informel-

len Gerichte sind im ländlichen 
Bangladesch sehr weit verbreitet 
und haben gesellschaftlich einen 
hohen Stellenwert. Verkruste-
te Strukturen werden von vielen 
Menschenrechts-Aktivisten kri-
tisiert: die in der Regel männlich 
besetzten Shalishs würden miss-
braucht, um Macht auszuüben, 
patriarchalische und vermeint-
lich religiöse Werte durchzuset-
zen. In vielen Fällen sind Frauen 
die Leidtragenden.

Gewalt gegen Frauen

Trotz großen Fortschritten, die 
Bangladesch in den letzten Jah-
ren bezüglich der Erreichung vie-
ler Millenniumsentwicklungs-
ziele verzeichnen konnte, ist die 
Frauenrechts-Situation im Land 
noch immer schwierig. Häufig 
werden ihre Rechte missachtet, 
ihnen wird Gewalt angetan. Frau-
en sind sehr häufig häuslicher 
Gewalt ausgesetzt, verübt durch 
ihre Ehemänner und Familien-
angehörige. Laut Weltgesund-
heitsorganisation sind 57,5% der 
Frauen in Bangladesch von sexu-
eller oder physischer Gewalt be-
troffen. Die Ursachen sind viel-
fältig: dysfunktionale Strukturen 
staatlicher und nicht-staatlicher 
Institutionen beim Schutz von 
Menschenrechten, verkrustete 
patriarchalische Machtverhält-
nisse sowie schlecht funktionie-
rende Gerichte, Polizei oder Be-
hörden. All das hat gravierende 

negative Auswirkungen auf den 
Schutz und die Wahrnehmung 
von Rechten von Frauen. 

Bei einem Shalish wie dem in Ko-
talipur werden meist Fälle wie 
der von Morzina Begum (Anm. 
d. Red.: Name geändert) verhan-
delt. Morzina ist mit 23 Jahren die 
jüngste Tochter des Tagelöhners 
Sajahan Kabir. Sie lebt bis heu-
te in dem Dorf, in dem sie auf-
gewachsen ist, und verlässt es 
nur selten. Nachdem ihre älteren 
Schwestern verheiratet wurden, 
war sie an der Reihe. Ihre Fami-
lie handelte die Hochzeit mit ei-
ner Familie aus demselben Dorf 
aus. Beide Familien einigten sich 
auf die Zahlung einer Mitgift von 
umgerechnet 500 Euro. Für vie-
le arme Familien aus dem ländli-
chen Bangladesch ein Betrag, der 
nur durch Verschuldung aufzu-
bringen ist. So auch für Morzinas 
Familie. Doch trotz der Vereinba-
rung zwischen den Familien wur-
de Morzina kurz nach der Hoch-
zeit verstoßen. Nach wenigen 
Tagen schickten ihre Schwieger-
eltern sie wieder zurück in ihr El-
ternhaus und veranlassten die 
Scheidung. Die Mitgiftzahlung 
behielten sie. 

Obgleich Frauen Besitzgegen-
stände und ihre Arbeitskraft in 
den gemeinsamen Haushalt ein-
bringen, können sie für den Fall 
einer Scheidung keinerlei An-
sprüche erheben, es sei denn, dies 
ist ausdrücklich in einem – oft-

Obwohl viele Frauen in 
der Familie viele Aufga-
ben übernehmen und 
oftmals zum Familie-
neinkommen beitragen, 
sind sie an wichtigen 
Entscheidungen oft 
nicht beteiligt. 

NETZ 3-4/2013 FRAUENRECHTE
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mals nicht vorhandenen – Ehe-
vertrag festgelegt. Selbst wenn 
ein solcher Vertrag existiert, wird 
sich in den meisten Fällen nicht 
daran gehalten. Landesweit wer-
den laut des Kinderhilfswerks der 
Vereinten Nationen UNICEF 66% 
der Mädchen unter 18 Jahren ver-
heiratet, obwohl das gesetzliche 
Mindestalter für Frauen bei 18 
Jahren liegt. Mehr als ein Drittel 
der Mädchen wird demnach so-
gar vor dem 15. Lebensjahr ver-
heiratet. Mitgiftzahlungen sind 
trotz des gesetzlichen Verbots 
weiterhin gängige Praxis. Zusätz-
lich zu ihren Aufgaben im Haus-
halt tragen gerade Frauen durch 
Lohnarbeit im landwirtschaftli-
chen und informellen Sektor im-
mer mehr zum Familieneinkom-
men bei. Doch ihre Entlohnung 
liegt bei vergleichbarer Tätig-
keit weit unter dem männlichen 
Lohnniveau. 

Gesetzlich sind Frauen ebenfalls 
benachteiligt: Die gegenwärtigen 
zivilgesetzlichen Regelungen für 
Muslime, 90% der Bevölkerung, 
und Hindus, 8% der Bevölkerung, 
in Bangladesch hinsichtlich Ehe-
schließung und -auflösung dis-
kriminieren Frauen in vielfacher 
Form. Sie zementieren ihre sozi-
al und wirtschaftlich benachtei-
ligte Stellung in der Gesellschaft. 
So ist Polygamie für muslimische 
und hinduistische Männer er-
laubt. Laut einer Studie der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung 
sehen vielen Menschen in Ban-
gladesch diese Praxis als nicht 
mehr zeitgemäß an; besonders 
in den ländlichen Regionen ha-
ben aber noch immer viele Män-
ner mehr als eine Ehefrau. Musli-
mische Männer haben das Recht, 
eine Ehe einseitig aufzulösen; bei 
Hindus sind Scheidungen nicht 
erlaubt. Zur Zahlung von Un-

terhalt für die geschiedene Frau 
sind muslimische Männer zwar 
verpflichtet, faktisch bleiben die 
Zahlungen auch auf Grund ge-
setzlicher Defizite in den meisten 
Fällen jedoch aus. 

Auflehnung

Doch es tut sich etwas im ländli-
chen Bangladesch. Das Beispiel 
Kotalipur kann stellvertretend 
stehen für einen Umbruch, eine 
Auflehnung gegen die Unter-
drückung und das Einstehen für 
die eigenen Rechte: Denn heute 
Abend diskutieren nicht nur die 
Männer über das Schicksal der 
Menschen im Dorf. Auch Frauen 
sind unter den Anwesenden. Sie 
gehören einer Gruppe an, die sich 
in der Region für ihre eigenen 
Rechte, aber auch für die Rech-
te derer einsetzt, die alleine kei-
ne Stimme haben. Sie sind Men-
schenrechtsverteidigerinnen.

Nargis Rahman ist 67 Jahre alt, 
sie stammt aus dem Dorf Jugia 
Hatpara im Süden Bangladeschs. 
Sie ist Mutter, Hausfrau, arbeitet 
auf einer Hühnerfarm und sie ist 
Menschenrechtsverteidigerin. Sie 
hat schon an vielen Shalishs teil-
genommen. Derzeit ist sie die Vi-
zepräsidentin ihrer Menschen-
rechtsgruppe, in der sie schon 
seit 14 Jahren aktiv ist. Sie sagt: 
„Inzwischen können wir uns pro-
blemlos für diejenigen unserer 
Gemeinschaft einsetzen, für die 
sonst niemand einstehen würde. 
Viele Menschen unterstützen uns 
dabei. Früher war das schwieri-
ger. Beispielsweise wurde in un-
serem Dorf 2003 ein Mädchen von 
ihrem Nachbarn vergewaltigt. Ich 
brachte sie erst ins Krankhaus, 
dann meldeten wir gemeinsam 
mit der Gruppe den Fall an die Po-
lizei. Doch der Vergewaltiger ließ 

Gewalt gegen Frauen

Der renommierten bangladeschi-
schen Menschenrechtsorganisa-
tion Ain o Shalish Kendra (ASK) 
zufolge wurden im Jahr 2011 min-
destens 59 Frauen in Folge von 
Urteilen eines Shalishs oder einer 
Fatwa, ein rechtlich nicht binden-
des Rechtsgutachten eines musli-
mischen Gelehrten, gefoltert.

Auswertungen zufolge wurde in 
den Medien im Jahr 2011 von 936 
Vergewaltigungen – 105 der Frau-
en wurden anschließend getötet 
und 28 begangen Selbstmord 
– 501 mitgiftbedingten Gewalt-
handlungen gegen Frauen und 
62 Säure-Angriffen auf Frauen 
berichtet. Dies sind nur die Fäl-
le, über die berichtet wurde, die 
tatsächlichen Zahlen schätzt ASK 
dramatisch höher ein.



Kai Fritze ist Redaktionsleiter dieser 
Zeitschrift.
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seine politischen Kontakte spie-
len: Erst versuchten sie es mit Be-
stechung, dann drohten sie mich 
auch zu vergewaltigen, wenn die 
Anklage nicht fallengelassen 
würde. Erst als ich eine NGO und 
den Distriktkommissar einschal-
tete, ließen sie mich in Ruhe. Vier 
Jahre später wurde der Vergewal-
tiger zu 25 Jahren Haft verurteilt.“

Lokale Menschenrechtsgrup-
pen sind nachweislich wichtige 
Akteure der Menschenrechtsar-
beit in Bangladesch, doch ihre Ef-
fektivität hängt stark von ihrem 
Know-how und der Bereitschaft 
zu kontinuierlicher Wachsamkeit 
der Gruppenmitglieder ab. Das 
Bewusstsein für Menschenrech-
te ist im Allgemeinen und insbe-
sondere auch innerhalb benach-
teiligter Bevölkerungsgruppen 
noch immer weit davon entfernt, 
eine gesellschaftlich akzeptier-
te Menschenrechtskultur zu un-
terstützen beziehungsweise auf-
recht zu erhalten.

Gute Perspektive

Auch wenn die Frauen in Bang-
ladesch bis zum Erstreiten glei-
cher Rechte noch einen weiten 
Weg vor sich haben, so ist der 
Aufbruch, mit Hilfe der lokalen 
Menschenrechtsverteidiger, der 
Zivilgesellschaft und Menschen-
rechtsorganisationen deutlich 
sichtbar. Früher wären Morzina 
Begum die Hände gebunden ge-
wesen. Als geschiedene Frau hät-
te sie ihr Gesicht verloren, soziale 
Ausgrenzung wäre die Folge ge-
wesen. Doch der Rechtsbeistand 
einer NGO half ihr nicht nur ihr 
Gesicht im Dorf zu wahren, sie 
legte offiziell bei der zuständi-
gen Behörde Beschwerde ein. Ihr 
wurde Recht gegeben und die Fa-
milie ihres kurzzeitigen Eheman-

nes wurde verpflichtet, die Mit-
gift zurückzubezahlen. Morzina 
lebt nun wieder mit ihren Eltern 
und kann als Lehrerin arbeiten. 
Das wäre in der Vergangenheit 
nach einer Scheidung kaum vor-
stellbar gewesen. Nargis Rahman 
sagt: „Vielleicht liegt es an mei-
nem Alter, vielleicht an der Er-
fahrung. Doch heute habe ich 
als Menschenrechtsverteidigerin 
in Jugia Hatpara praktisch keine 
Hürden mehr zu überwinden. Die 
Dorfgemeinschaft steht hinter 
unserer Gruppe und die Lokalver-
waltung ebenso. Früher war das 
Bild genau umgekehrt. Kaum je-
mand wollte mit uns zusammen-
arbeiten.“ Dass ein Großteil der 
Frauen in Bangladesch Gewalt 
und Unterdrückung ausgesetzt 
sind, zeigt, dass dies eher noch 
eine Ausnahme ist. Doch zeigt 
Nargis Rahman auch, dass sich 
engagierte, mutige Menschen für 
die Rechte derer einsetzen, die al-
lein ihre Stimme nicht erheben 
können. Es zeigt, dass Menschen 
vor Ort gewillt sind, dort anzupa-
cken, wo Unrecht geschieht.

Frauen, indigene Gruppen und 
religiöse Minderheiten kön-
nen ihr Recht auf Nahrung nur 
schwer einfordern.
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Menschenrechts-Aktivis-
ten vor Ort brauchen Ihre 
Partnerschaft!
Dieses Projekt verbessert 
die Situation benachteilig-
ter Menschen nachhaltig. 
Neue Hoffnung und Mut 
entstehen, mit eigenen 
Talenten und in Solidarität 
mit Anderen für die Würde 
und Freiheit eines jeden 
Menschen einzustehen.

540 Euro schützen ein 
ganzes Dorf
Damit arbeitet eine Frau-
engruppe mit 10 Mit-
gliedern ein ganzes Jahr 
– gegen Gewalt und Dis-
kriminierung. Unsere Part-
ner schulen die Mitglieder, 
bieten Rechtshilfe und do-
kumentieren Verletzungen 
von Menschenrechten.

Spendenkonto Nr. 62 62
NETZ e.V. Bangladesch
Volksbank Mittelhessen
BLZ 513 900 00

Der Schutz der Menschenrechte eines jeden Einzelnen ist zentral für 
die Überwindung von Armut, sozialer Ausgrenzung und für ein men-

schenwürdiges Leben. Dem Staat kommt dabei die oberste Pflicht zu, die 
Rechte der auf seinem Gebiet lebenden Menschen zu schützen. Im Hin-
blick auf eine Reihe sozialer und ökonomischer Menschenrechte sind in 
Bangladesch in den letzten 20 Jahren vielfältige Fortschritte erzielt wor-
den. Diesen positiven Entwicklungen stehen jedoch eine Reihe von Prob-
lemen gegenüber, die einen umfassenden Menschenrechtsschutz für alle 
Bürger verhindern: Frauen und gesellschaftlich benachteiligte Gruppen 
wie Menschen in extremer Armut oder Angehörige indigener und religi-
öser Minderheiten sind besonders gefährdet, in ihren Rechten verletzt zu 
werden. Aber auch zivilgesellschaftliche Menschenrechtsverteidiger sind 
vielfach Repressionen ausgesetzt.

Vor diesem Hintergrund setzen sich die beiden renommierten Menschen-
rechtsorganisationen Research Initiatives Bangladesh (RIB) und Ain o Sha-
lish Kendra (ASK) gemeinsam mit NETZ in 16 Distrikten Bangladeschs für 
genau diese Gruppen ein. 

Die Arbeit von RIB basiert auf einem Selbsthilfeansatz. 75 Gruppen mit je-
weils 20 Mitgliedern treffen sich monatlich, um ihre Probleme zu bespre-
chen und gemeinsam Maßnahmen zu ergreifen. RIB begleitet die Grup-
pen, vermittelt Grundkenntnisse in Menschen-, Frauen- und Landrechten 
und führt sie in die praktische Anwendung des 2009 in Kraft getretenen 
Informationsfreiheitsgesetzes ein. Die Gruppen lernen dabei, wie sie In-
formationsgesuche hinsichtlich der Verteilung von staatlichen Dienst-
leistungen bei lokalen Behörden einholen und Anträge auf Zugang zu sol-
chen Leistungen stellen können. Was sich nach einem hohen und wenig 
vielversprechenden bürokratischen Aufwand anhört, ist zu einem schlag-
kräftigen entwicklungs- und menschenrechtspolitischen Instrument er-
wachsen. Denn die Menschen in Bangladesch können kraft eines Gesetzes 
Forderungen stellen und nicht mehr von Behörden abgewiesen werden. 
Frauen, denen Gewalt durch Männer widerfahren ist, hatten beispielswei-
se in der Vergangenheit wenig Aussicht auf Strafverfolgung. Auch weil 
die Polizei Frauen oft schlecht behandelt und nicht bereit ist, Anzeigen 
von Frauen zu akzeptieren – oder nur dann, wenn Bestechungsgelder ge-
zahlt werden. In einem Fall ersuchte eine Frau Informationen nach Kri-
terien und Regeln, damit Anzeigen bearbeitet werden. Zunächst erfolg-
los. Die Behörden bearbeiteten das Gesuch nicht. Doch bietet das Gesetz 
in solchen Fällen die Möglichkeit Anhörungen vor dem öffentlich-recht-
lichen Informationsausschuss einzufordern. Das ist von unschätzbarem 

Für mehr Gerechtigkeit
So setzen sich Partnerorganisationen 
und NETZ in Bangladesch für die 
Rechte von Frauen ein
Text: Sharmin Islam und Teresa Schwehm
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Wert für die Antragssteller. Durch die Möglichkeiten Anhörungen zu ini-
tiieren wird den Menschen auch eine Plattform gegeben, um über gesell-
schaftliche und strukturelle Probleme zu sprechen. Eine RIB-Aktivistin, 
die Frauen dabei unterstützt, das Informationsfreiheitsgesetz zu nutzen, 
berichtet: „Frauen haben die Polizeiwachen aus Angst vor Übergriffen und 
Beleidigungen immer gemieden. Dass sie nun kraft Gesetzes Recht zuge-
sprochen bekommen, ist ein erster Schritt sich von der Angst zu befreien.“

Unter Nutzung des Gesetzes holen Bedürftige nun Informationen ein, 
nach welchen Kriterien soziale Sicherungsleistungen vergeben werden, 
welche Kriterien erfüllt sein müssen, um staatseigenes Land zugeteilt zu 
bekommen, ob es den offiziellen Regelung entspricht, dass Eltern für ihre 
Kinder neben den Aufnahmegebühren noch Handgelder zahlen müssen, 
damit ihr Kind am Schulunterricht teilnehmen kann oder für wie viele 
Kühe und Ziegen es staatliche Subventionen zur Impfung des Viehs gibt. 
Den Behörden fällt es so schwerer, für Dienstleistungen vorgesehene Gel-
der in eigene Taschen fließen zu lassen.

ASK unterstützt ehrenamtlich arbeitende Menschenrechtsverteidiger und 
lokale Führungspersonen, die sich in Frauenkomitees, Menschenrechts-
komitees und Anwaltsforen organisieren. ASK begleitet und schult die-
se lokalen Menschenrechtsverteidiger unter anderem zu Genderfragen, 
Dialogstrategien mit politischen Vertretern sowie zu Schutz und Bera-
tung von Menschenrechtsopfern. Die Mitglieder der Komitees bringen 
ihre menschenrechtliche Expertise unmittelbar in die Dorfgemeinschaft 
ein, indem sie in Konfliktfällen beraten, Kontakt zu Anwälten herstellen 
und die Einhaltung menschenrechtlicher Prinzipien in öffentlichen Ent-
scheidungsprozessen einfordern. Die Frauenkomitees schalten sich bei-
spielsweise ein, wenn Frühehen arrangiert werden sollen, Frauen Gewalt 
angetan oder wenn andere Gesetze gebrochen werden. Durch die Unter-
stützung von ASK sind sie selber in der Lage, das zu erkennen und kleine-
re Konflikte zu lösen. Wenn es nötig wird, wissen sie nun, wo sie Rechts-
beihilfe bekommen können.
 
Dem NETZ-Landesbüro kommt die Aufgabe der Koordination der po-
litischen Arbeit auf nationaler und internationaler Ebene zu. Zu aktuel-
len Menschenrechtsfällen werden gemeinsam mit den lokalen Menschen-
rechtsverteidigern Studien sowie Berichte erstellt. Anlässlich der im 
Januar 2014 anstehenden Parlamentswahl wird das Menschenrechtsver-
teidiger-Netzwerk von ASK und RIB genutzt, um die Einhaltung von Men-
schenrechten vor, während und nach der Wahl in von extrem Armen, indi-
genen Völkern und religiösen Minderheiten bewohnten Wahlbezirken zu 
beobachten. Zudem begleitet NETZ Wahlkandidatinnen und dokumen-
tiert, auf welche Schwierigkeiten und Benachteiligungen sie bei der Wahr-
nehmung ihres Rechts auf aktive politische Teilhabe stoßen. 

Gemeinsam bündeln RIB, ASK und NETZ fachliche Expertise und langjäh-
rige Erfahrungen. Ein koordiniertes Vorgehen zur Verbesserung des Men-
schenrechtsschutzes von der Graswurzel bis zur nationalen und interna-
tionalen Ebene wird so ermöglicht und gibt unmittelbar denjenigen eine 
Stimme, die dadurch Repression und Marginalisierung überwinden kön-
nen.

Sharmin Islam (l.) ist Projektreferen-
tin des Menschenrechts-Programms 
im NETZ-Landesbüro in Dhaka. Tere-
sa Schwehm (r.) ist Projektreferentin 
bei NETZ.
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Zeigen gemeinsam Stärke: 
Frauen demonstrieren für 
ihre Rechte.
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Streben nach Wandel 
Die Arbeit von Frauenrechts-
verteidigern in Bangladesch
Im Gespräch: Sultana Kamal

NETZ: Frau Kamal, wie beurtei-
len sie die Situation der Frau-
en in Bangladesch? Hat sich die-
se im Lauf der letzten zehn Jahre 
verbessert?

Sultana Kamal: Das dritte Mil-
lenniumsentwicklungsziel zielt 
auf die Gleichstellung der Ge-
schlechter und die Stärkung der 
Rolle der Frau. Es kann nicht los-
gelöst von den anderen Millen-
niumszielen betrachtet werden, 
doch Bangladesch hat diesbe-
züglich wichtige Fortschritte ge-
macht. Die Sterblichkeitsrate 
von Müttern und die Kinder-
sterblichkeit wurden deutlich 
gesenkt. Heutzutage werden viel 
mehr Mädchen in die Schule ge-
schickt als früher. Dass Mädchen 
in ländlichen Regionen kostenlo-
sen Zugang zu Bildung erhalten, 
hat zu einer imposanten Ein-
schulungsquote geführt.

Andererseits werden bestehen-
de liberale Gesetze oft nicht um-
gesetzt, sodass Frauen nicht von 
ihnen profitieren können. Das 
liegt hauptsächlich an der frau-
enfeindlichen Einstellung in 
den Familien und in der Poli-
tik. Noch immer wird es vielen 
Frauen nicht erlaubt, eine wei-
terführende Schule zu besuchen 

oder Geld zu verdienen. Sie müs-
sen endlich die gleichen Rech-
te wie Männer haben, um Besitz 
erwerben und erben zu können. 
Versuche, die Gleichstellung der 
Frauen im Erbschaftsrecht zu er-
wirken, wurden mit Verweis auf 
religiöse Normen abgelehnt. Die 
kulturellen und religiösen Bar-
rieren sind nach wie vor klar er-
kennbar. Die Gesellschaft ist 
immer noch stark durch patriar-
chalische Strukturen geprägt. 

Die häufigste Gewalttat gegen 
Frauen ist ihnen zu verbieten, 
Entscheidungen bezüglich ihres 
eigenen Lebens zu treffen. Ent-
scheidet sich eine Frau beispiels-
weise dazu, ihr Leben selbst-
ständig zu führen, wird sie viele 
Schwierigkeiten haben: Es wird 
ihr oft nicht möglich sein, eine 
Wohnung zu mieten oder sie 
wird von der Gesellschaft miss-
trauisch beobachtet werden. Ge-
walt nimmt nicht immer physi-
sche Formen an.

NETZ: Daten der Weltgesund-
heitsorganisation zeigen, dass 
57,5% aller Frauen in Bangla-
desch Opfer physischer oder se-
xueller Gewalt werden. Was sind 
die Ursachen hierfür?

Kamal: Frauen werden sich zu-
nehmend ihrer Rechte bewusst 
und wollen diese auch ausüben. 
Doch viele Familien tolerieren 
das nicht. Fügen sich die Frau-
en nicht, ist die Reaktion oft ge-
walttätig. Und wenn eine Frau 
von der eigenen Familie unter-
stützt wird, sind weite Teile der 
Gesellschaft nicht gewillt, das 
zu akzeptieren. Es gab Zeiten, in 
denen ein Ehemann seiner Frau 
vorschrieb, das Haus nicht ohne 
seine Erlaubnis zu verlassen. 
Heute wehren sich Frauen gegen 
diese Form der Bevormundung. 
Aufgrund der Normen und der 
Denkweisen, die in der Gesell-
schaft vorherrschen, wird der 
Großteil der Gesellschaft hinter 
dem Mann stehen, wenn er ge-
walttätig wird. Das ist der Grund 
dafür, dass sich die Intensität der 
Gewalt gesteigert hat.

NETZ: Unterscheidet sich die Si-
tuation von Frauen auf dem Land 
und in den größeren Städten?

Kamal: Frauen in den Städten 
haben viel bessere Chancen, sich 
zu entwickeln. Die städtische 
Mittelschicht ist gebildeter und 
hat einen ganz anderen Lebens-
stil als die Landbevölkerung. In 
diesem liberaleren Umfeld ha-

Kämpft für die Recht von 
Frauen: ASK-Geschäftsfüh-
rerin und Vorstandsvorsit-
zende von Transparency 
International Bangladesh 
Sultana Kamal.

Sultana Kamal ist Menschenrechtsaktivistin und Geschäftsfüh-
rerin von Ain o Shalish Kendra (ASK), der führenden Menschen-
rechtsorganisation in Bangladesch. Mit NETZ spricht sie über den 
Kampf der Frauen für ihre Rechte und die gesellschaftlichen Hür-
den bei deren Durchsetzung.
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ben Frauen viele Möglichkeiten 
und werden weniger durch pa-
triarchalische gesellschaftliche 
Normen eingeschränkt. Aber 
NGOs arbeiten hauptsächlich in 
ländlichen Gebieten. Daher ist 
das Bewusstsein von Frauen für 
ihre Rechte auf dem Land zum 
Teil ausgeprägter als in der städ-
tischen Mittelschicht. In länd-
lichen Regionen ist die Ausle-
gung gesellschaftlicher Normen 
oftmals strikterer. Daher bre-
chen hier Frauen vermehrt die 
ihnen auferlegten Regeln als in 
den Städten. Dies führt dazu, 
dass Frauen auf dem Land häu-
figer Opfer von Gewalt wer-
den. In den Schlichtungsverfah-
ren, sogenannten Shalishs, die 
dann durchgeführt werden, wird 
meistens zu Gunsten des Mannes 
entschieden.

NETZ: Die Kontinuität gesell-
schaftlicher Eliten scheint ein 
begrenzender Faktor für die Um-
setzung von demokratischen Re-
formen und von Menschen- und 
Frauenrechten zu sein. Warum 

hat sich die Politik nicht geän-
dert, trotz zahlreicher einfluss-
reicher sozialer Bewegungen wie 
der Frauenbewegung?

Kamal: Der Hauptgrund ist, 
dass Bangladesch bisher dem de-
mokratischen Pfad nicht ohne 
Hindernisse folgen konnte. Von 
1975 an gab es eine 15-jährige 
Phase militärischer Herrschaft. 
Als Bangladesch 1990 zur De-
mokratie zurückkehrte, ist der 
Einfluss des Militärs und der re-
ligiösen Fundamentalisten ge-
blieben. Die Gesellschaft bleibt 
gespalten entlang von Einkom-
men, Geschlecht und anderer 
Bruchlinien. Sie ist stark stratifi-
ziert: Es gibt die extrem Armen, 
die Armen, die Mittelschicht, 
die obere Mittelschicht und 
die Oberschicht. Dann sind da 
noch diverse religiöse Gruppen. 
Sie sind im Grunde eine Gesell-
schaftsschicht für sich selbst. 
Alle diese Gesellschaftsschich-
ten haben unterschiedlichen Zu-
gang zu Rechten und Chancen. 
Die Ärmeren werden täglich mit 

„Frauen          
werden sich zu-
nehmend   ihrer 
Rechte bewusst 
und wollen diese 
auch ausüben.“
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den Privilegien der Reichen kon-
frontiert. Die Bildungsunter-
schiede sind enorm. Einerseits 
gibt es Menschen, die glauben, 
die Erde sei durch den Urknall 
entstanden, andererseits gibt es 
Menschen, die glauben Gott hät-
te sie geschaffen. Einerseits gibt 
es Menschen, die denken, wir 
seien die Nachfahren der Affen, 
andererseits gibt es Menschen, 
die denken, wir wären die Nach-
fahren von Adam und Eva. Die-
se Menschen können sich nicht 
miteinander identifizieren und 
haben auch keine gemeinsamen 
Themen. Die Unterschiede wer-
den durch ein diskriminierendes 
Bildungssystem, die Wirtschaft 
und unterschiedliche sozia-
le Chancen begünstigen. Das ist 
der Grund dafür, dass trotz der 
Frauenbewegung Diskriminie-
rung und Unterschiede Teil un-
seres Lebens bleiben.

NETZ: Frauen spielen eine her-
ausragende Rolle für den ökono-
mischen Fortschritt in Bangla-
desch. Insbesondere durch ihre 
Arbeit in der Bekleidungsindus-
trie und als Zielgruppe von Ent-
wicklungsprojekten. Hat dies die 
soziale und rechtliche Lage von 
Frauen verändert?

Kamal: Viele Frauen werden 
jetzt als Familienmitglieder 
wahrgenommen, die zum Ein-
kommen beitragen und sie wer-
den von Entscheidungsträgern 
aus der Wirtschaft ernstgenom-
men. Zudem wurden viele Geset-
ze verabschiedet, die ihre Rech-
te schützen. Das Problem ist, 
dass die Gesetze kaum umge-
setzt werden. Frauen müssen da-
für kämpfen, wenn sie ihre Rech-
te in Anspruch nehmen wollen.

NETZ: Was tut die Regierung 
Bangladeschs gegen die weitver-

breitete Diskriminierung von 
Frauen?

Kamal: Die gegenwärtige Re-
gierung nimmt die Bedürfnis-
se der Frauen durchaus ernst 
und begegnet ihren Forderun-
gen mit Respekt. Unglücklicher-
weise ist die Geschlechterpolitik 
Bangladeschs auf Kompromis-
se mit konservativen Gruppen 
und religiösen Fundamentalis-
ten angewiesen. Einerseits wird 
den Frauen Unterstützung zu-
gesagt, andererseits wird zu-
rückgerudert, wenn es um hand-
feste rechtliche oder staatliche 
Unterstützung geht. Die Regie-
rung wird immer wieder von re-
ligiösen Fundamentalisten un-
ter Druck gesetzt – nicht nur von 
Muslimen, sondern beispiels-
weise auch von Hindus. 

NETZ: Wie bewerten sie den 
Austausch von Frauenrechtsak-
tivisten aus den ländlichen Ge-
bieten mit Politikern?

Kamal: Die NGOs sind hier der 
Katalysator. Die meisten NGOs 
arbeiten hauptsächlich im länd-
lichen Bereich und führen Pro-
jekte auf der Graswurzeleben 
durch. Sie sind die Fürsprecher 
der Frauen und helfen ihnen da-
bei, von lokalen Politikern wahr-
genommen zu werden. Manch-
mal fehlt ihnen die Kapazität 
für Lobbyarbeit mit der natio-
nalen Politik, aber dann können 
sie von verschiedenen NGOs Un-
terstützung erhalten. ASK arbei-
tet in ländlichen Regionen und 
es gibt viele weitere Organisatio-
nen, die das tun. Sie helfen den 
Menschen, sich als Menschen-
rechtsverteidiger zu organisie-
ren. Auf nationaler Ebene helfen 
sie ihnen dann, sich mit nationa-
len Politikern auszutauschen.

NETZ: Gibt es einen Weg, wie 
die internationale Gemeinschaft 
Frauen in Bangladesch bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte un-
terstützen kann?

Kamal: Zuerst muss die inter-
nationale Gemeinschaft unseren 
Kampf für eine pluralistische, 
multikulturelle, demokratische 
Gesellschaft verstehen, in der 
für jeden das gleiche Recht gilt, 
unabhängig von Religion, Klas-
se, Geburtsort und Geschlecht. 
Ein Großteil der Zivilgesell-
schaft kämpft für einen säkula-
ren Staat. Wir glauben, dass Reli-
gion Privatsache ist. Wir wollen 
nicht, dass der Staat oder religiö-
se Fundamentalisten sich in un-
ser Leben einmischen. Die inter-
nationale Gemeinschaft scheint 
ihre eigenen Methoden zu ha-
ben, um die Situation zu evaluie-
ren und zu bewerten. Aber wenn 
sie unseren Kampf verstehen, 
können wir Hand in Hand arbei-
ten. Denn viele Mitglieder der in-
ternationalen Gemeinschaft ha-
ben dieselben Ziele wie wir. Wir 
glauben an die internationale Ge-
meinschaft und ihre Institutio-
nen, denn es sind auch unsere In-
stitutionen. Wir sind schließlich 
ein Teil dieser Gemeinschaft. 

Das Gespräch führte der NETZ-Frei-
willige Benjamin Kühne in Dhaka.
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Im Juli 2012 verkündete UN-
Generalsekretär Ban Ki-moon 

die Einberufung eines hochran-
gigen Gremiums, mit der Auf-
gabe eine post-2015 Entwick-
lungsagenda zu entwerfen. Dann 
laufen die Millenniumsentwick-
lungsziele (Millennium Develop-
ment Goals, MDGs) aus. Zu die-
sem Zweck hält das Gremium 
weltweit ausführliche Konsulta-
tionen mit diversen Akteuren ab.

Neben diesem Prozess zum Ent-
wurf einer post-2015 Agenda, hat 
der Generalsekretär einen Kon-
sultationsprozess zu Nachhalti-
gen-Entwicklungszielen (Sustai-
nable Development Goals, SDGs) 
angeregt. Diese Ziele sollen auf 
den MDGs aufbauen und Vor-
schläge enthalten, wie Nachhal-
tigkeit in ökonomische Entwick-
lung eingebettet sein kann. Seit 
dem Rio+20 Gipfel, der im Zei-
chen der Schaffung von Arbeits-
plätzen sowie der Förderung des 
Wirtschaftswachstums und der 
wirtschaftlichen und sozialen 
Stabilität stand, haben die Stim-
men für mehr Nachhaltigkeit an 
Bedeutung gewonnen.

Die Entwürfe der SDGs und 
der post-MDGs gehören gegen-
wärtigen zu den bedeutends-
ten Prozessen, um die globa-
le Entwicklungsagenda nach 
2015 zu gestalten. Sie werden 
enormen Einfluss auf Wachs-
tum, Verteilung von Hilfsgel-
dern und die Ausgestaltung von 
Entwicklungsprogrammen ha-

ben. Viele Länder, Ex-
perten aus Politik und 
Zivilgesellschaft ver-
suchen, diesen Pro-
zess zu beeinflussen. 
Da Bangladesch bei der 
Erreichung der Millen-
niumsentwicklungs-
ziele große Erfolge vor-
zuweisen hat, muss 
es auf eine gewichti-
ge Rolle in diesem Pro-
zess drängen. Denn so 
positiv die Erfolge Ban-
gladeschs und ande-
rer Entwicklungslän-
der in einer ähnlichen 
Situation auch sein mö-
gen, es ist nicht die Zeit 
sich auf dem Erreichten 
auszuruhen. Vielmehr 
muss die Energie dar-
auf verwendet werden, 
die Erfolge nachzuhal-
ten und neue Ziele zu 
erreichen. Die vielver-
sprechendste Option ist, auf den 
aktuellen MDGs aufzubauen und 
sich Ziele zu stecken, die darü-
ber hinausgehen.

Fehlende Perspektive

Einer der zentralen Kritikpunk-
te an den derzeitigen MDGs ist, 
dass diese lediglich die Sym-
ptome von Armut und Unter-
entwicklung bekämpfen, die 
tieferliegenden Gründe aber ig-
norieren. Ihnen fehle ein An-
satz, der gezielt auf die Verwirk-
lichung und Durchsetzung von 

Globale Entwicklung nach 2015
Gerechtigkeit, Gleichheit und Inklusion 
müssen auf die Tagesordnung
Text: Faustina Pereira | Übersetzung: Benjamin Kühne

Müssen in Bangladesch 
auch wegen ihrer Herkunft, 
nicht nur aufgrund ihres Ge-
schlechtes für ihre Rechte 
kämpfen: indigene Frauen.
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Rechten und die Veränderung 
von diskriminierenden Macht-
strukturen hinwirkt. Dadurch 
werden nach Meinung der Kriti-
ker die Verbindungen zwischen 
Lebensrealitäten und den Er-
gebnissen der Entwicklungszu-
sammenarbeit verschleiert. Das 
derzeitige Modell setze ökono-
mischen Fortschritt mit gesell-
schaftlichem Fortschritt gleich.
 
Um diesem fehlenden Aspekt 
entgegenzuwirken, muss für das 
nächste Programm der MDGs und 
SDGs ein stark veränderter An-
satz gewählt werden. Vorausset-
zung dafür ist zunächst ein Ver-
ständnis für die tieferen Gründe 
und die Faktoren zu entwickeln, 
die einer nachhaltigen Entwick-
lung im Wege stehen. Dafür soll-
ten folgende drei Aspekte im lau-
fenden Entwicklungsprozess der 
post-2015 Agenda berücksichtigt 
werden.

1. Anerkennung der Menschen-
rechte, die Gleichheit der Ge-
schlechter, der Zugang zu Rechts-
staatlichkeit und die gezielte 
Stärkung der Ärmsten, als exis-
tenzielle Grundlage für jede nach-
haltige Entwicklungsstrategie.

2. Anerkennung der vielschich-
tigen Zusammenhänge, die sich 
auf das individuelle Wohlerge-
hen auswirken: Ökonomischer 
Fortschritt trägt nicht zur Besei-
tigung von Ungleichheit, Diskri-
minierung und Exklusion bei, da-
rum müssen diese Aspekte sowie 
die kulturelle Vielfalt adressiert 
werden.

3. Anerkennung der Notwendig-
keit fundamentaler Reformen 
des internationalen Finanzsys-
tems, um die Entwicklungslän-
der dabei zu unterstützen, ihre 
ökonomischen und sozialen Zie-
le zu erreichen.

Einige regionale Prozesse, be-
sonders Süd-Süd-Dialoge zu 
den MDGs, haben diese Defi-
zite ebenfalls erkannt. Die im 
Dezember 2012 veröffentliche 
Dhaka Deklaration wurde von 
Parlamentariern und Mitglie-
dern der Zivilgesellschaft ge-
meinsam erarbeitet. Sie enthält 
sowohl Vorschläge zur beschleu-
nigten Erreichung der MDGs, als 
auch viele wichtige Punkte, um 
die post-2015 Agenda zu gestal-
ten. Klarer als jede andere der-
artige Erklärung verdeutlicht 

sie, dass die Formulierung ei-
ner globalen Entwicklungsagen-
da auf den Lektionen aus den 
MDGs und anderer internatio-
naler Entwicklungsagenden ba-
sieren muss. Zudem muss das 
Prinzip der Geschlechtergleich-
heit als zentraler Punkt beinhal-
tet sein. Nicht losgelöst, sondern 
auch als Teil der Menschenrech-
te, der demokratischen Regie-
rungsführung und einer nach-
haltigen Entwicklungspolitik.

Somit zeigt die Dhaka Deklarati-
on ein zentrales Defizit der MDGs 
auf. Diese sind insbesondere auf 
ökonomische Entwicklung fi-
xiert und schenken der sozialen 
Stärkung und dem Zugang zu 
Rechten zu wenig Aufmerksam-
keit. Um diesen Mangel zu be-
heben, ist zunächst ein Perspek-
tivwechsel nötig: Menschliche 
Entwicklung ist mehr als die Si-
cherung des Existenzminimums 
und des ökonomischen Überle-
bens. In einem ganzheitlichen 
Ansatz müssen Bedürfnisse mit 
effektiven Verteilungsmechanis-
men zu Rechten und Dienstleis-
tungen befriedigt werden. Öko-
nomisches Empowerment allein 
verliert seine Bedeutung, wenn 

Interaktive Theatervor-
stellungen werden von 
Theatergruppen ge-
nutzt, um Bewusstsein 
für Menschenrechtsthe-
men und soziale Gerech-
tigkeit zu schaffen. 
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wir vergessen, die Vielschichtig-
keit der Zusammenhänge zu be-
rücksichtigen. Geschlecht, Bil-
dung, Einkommen, Klasse, Alter, 
Wohnort, Religion, Ethnizität, 
sexuelle Orientierung, eine Be-
hinderung und vieles mehr sind 
Faktoren, die bestimmen, ob wir 
von ökonomischer Entwicklung 
profitieren.

Neue Entwicklungs- 
agenda

Empirische Studien zeigen, dass 
durch Investitionen in Frau-
en und ihre gezielte Förderung 
in Entwicklungsvorhaben Er-
folge auf verschiedenen Ebe-
nen erzielt werden können. Die-
se Erfolge beginnen im eigenen 
Haushalt und setzen sich in den 
Gemeinden und auf der nationa-
len Ebene fort. Wenn man bei-
spielsweise Bangladeschs be-
merkenswerte Reduzierung der 
Müttersterblichkeitsrate bei der 
Geburt analysiert wird klar, dass 
sich die vor einem Jahrzehnt ge-
tätigten Investitionen in die wei-
terführende Schulbildung von 
Mädchen bezahlt macht.

Weltweit kann beobachtet wer-
den, dass Fortschritt auf nationa-
ler Ebene mit der zunehmenden 
Grundschulbildung und Partizi-
pation von Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt einhergeht. Jetzt ist 
es nötig, über die Erfüllung der 
Grundbedürfnisse von Frauen 
hinauszugehen. Ihre Stimmen, 
als Inhaberinnen von Rechten an 
diesen Entwicklungsaktivitäten, 
müssen gestärkt werden.

Ein Verständnis dafür zu ent-
wickeln, weshalb die post-2015 
Entwicklungsagenda auf Ge-
schlechtergerechtigkeit fokus-
sieren muss, ist von zentra-

ler Bedeutung. Die Beweislage 
ist eindeutig: Trotz jahrzehnte-
langer Entwicklungseingriffe, 
sind es Frauen, die immer noch 
die Mehrheit der Armen auf der 
Welt ausmachen. Zudem ist be-
legt, dass die Ungleichheit der 
Geschlechter bisher das größ-
te Entwicklungshemmnis gewe-
sen ist. Der Zusammenhang zwi-
schen dem Empowerment der 
Frauen, ihrer gleichberechtig-
ten Teilhabe an Bildungssystem, 
Arbeitsmarkt, Gesundheitsfür-
sorge, Entscheidungsprozessen 
und Entwicklungsergebnissen, 
hat sich bereits etabliert. Diese 
Erkenntnisse sollten die treiben-
de Kraft hinter der Ausarbeitung 
neuer globaler Entwicklungszie-
le sein.

Über 2015 hinaus

In seiner Veröffentlichung von 
2010 „Millenniumsentwick-
lungsziele für die Reichen?“ übt 
David Sogge vom Transnational 
Institute scharfe Kritik an den 
Vereinten Nationen und den In-
dustrieländern, welche bisher 
die globale Entwicklungsagen-
da maßgeblich definieren. Er 
wirft diesen vor, zu wenig dafür 
zu tun, um das 8. Millenniums-
ziel zu erreichen. Dieses verlangt 
ihnen unter anderem ab, einen 
bestimmten Prozentsatz ihres 
Bruttoinlandsproduktes in eine 
globale Partnerschaft für Ent-
wicklung zu investieren. Wenn 
die globale Entwicklungspolitik 
die Entwicklungsländer weiter 
dazu drängt, Ergebnisse zu Indi-
katoren wie Armut, Gesundheit, 
Bildung, Wasser, Sanitäranlagen 
und ökonomischer Entwicklung 
zu liefern, während kritische 
Themen wie Ungleichheit, Dis-
kriminierung und Ausbeutung 
ausgespart werden, wird das Er-

reichen der MDGs so schwierig 
wie eine Rolltreppe hoch zu lau-
fen, die nach unten fährt, so die 
Einschätzung Sogges.

Entwicklungsländer wie Bangla-
desch, die bereits bewiesen ha-
ben, dass die MDGs einen wichti-
gen Rahmen für die Entwicklung 
setzen, müssen Gebernationen 
zur Verwirklichung des letz-
ten Ziels drängen. Die Verwirk-
lichung der sieben anderen Zie-
le könnte sonst verspielt werden. 
Das soll nicht bedeuten, dass 
die Entwicklungsländer auf eine 
Mitleidsagenda drängen sollen. 
Vielmehr sollte das Beispiel Ban-
gladeschs beachtet werden: Es 
zeigt, dass eine auf den MDGs 
basierende nationale Entwick-
lungsstrategie, die von außen ge-
fördert wird, der beste Weg ist, 
um die Ambitionen menschli-
cher Entwicklung zu fördern.

Der hier in einer bearbeiteten Fas-
sung abgebildete Artikel erschien 
erstmals am 4. Februar 2013 im Daily 
Star Forum unter dem Titel „Bringing 
Justice, Equality and Inclusion to 
the Global Development Agenda 
Beyond 2015“.

Faustina Pereira ist Anwältin für Men-
schenrechte und leitet die Abteilung 
für Menschrech-
te und Rechts-
beihilfe bei der 
NGO BRAC.
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Die UN-Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen 
Frauen, ihre Ursachen und Konsequenzen zur 
Situation in Bangladesch
Text: Rashida Manjoo | Übersetzung: Benjamin Kühne

Während meines Besuches 
vom 19. bis zum 29. Mai 

2013 in Bangladesch habe ich von 
staatlichen wie von nichtstaat-
lichen Akteuren viele Informa-
tionen über die vielfältigen Er-
scheinungsformen von Gewalt 
gegen Frauen, die Ursachen und 
die Konsequenzen erhalten. Mit 
Besorgnis habe ich festgestellt, 
dass patriarchalische Einstellun-
gen sowie stereotype Sichtwei-
sen auf die Rolle und Aufgaben 
der Frau weiterhin vorherrschen. 
Solche Einstellungen und Ver-
haltensweisen führen dazu, dass 
die Diskriminierung von Frau-
en und Mädchen fortbesteht und 
tragen dazu bei, dass weiterhin 
Gewalt gegen sie verübt wird.

Die häufigste Form der Gewalt 
gegen Frauen in Bangladesch 
ist häusliche Gewalt. Zirka 60% 
der verheirateten Frauen berich-
ten, dass sie Gewalt durch ihre 
Ehemänner oder angeheirate-
ten Verwandten erfahren haben. 
Andere Formen der Gewalt be-
inhalten verschiedene Formen 
der sexuellen Gewalt, beispiels-
weise Vergewaltigung und sexu-
elle Belästigung in der Öffent-
lichkeit. Von Diskriminierung 
und Gewalt gegen Frauen auf 
Grund von Ethnie, Kaste, indige-
ner Herkunft, Behinderung oder 
Arbeit wird ebenfalls oft berich-

tet. Ebenso mitgiftbedingte Ge-
walt, Zwangs- oder Frühehen, 
Säureattentate, psychologische 
Gewalt durch den gesetzlichen 
Vormund, ökonomische Ausbeu-
tung und Verschleppung über 
Grenzen hinweg. Schädliche re-
ligiöse Praktiken sind ebenfalls 
häufig.

Gesetze und institutionelle 
Mechanismen

Mich besorgen die Vorbehalte 
Bangladeschs in Bezug auf die 
Artikel 2 und 16.1 der UN-Kon-
vention zur Beseitigung jeder 
Form der Diskriminierung der 
Frau. Sie beziehen sich auf die 
grundlegende Verpflichtung des 
Staates, zur Beseitigung der Dis-
kriminierung von Frauen unter 
dem Gesetz (Art. 2) beziehungs-
weise auf die Beseitigung von 
Diskriminierung in der Ehe und 
der Familie (Art. 16). Solche Vor-
behalte sind mit der Konventi-
on und ihrem Zweck unverein-
bar und nach internationalem 
Recht unzulässig. Daher sollten 
sie zurückgezogen werden. Die 
Verfassung von Bangladesch ga-
rantiert gleiche Rechte für Frau-
en und Männer, allerdings nur in 
Sphären des Staates und der Öf-
fentlichkeit, nicht aber im Priva-
ten. Der konstitutionelle Schutz 

der Gleichheits- und Antidiskri-
minierungsrechte muss auf alle 
Bereiche ausgeweitet werden. 
Einige Anstrengungen wurden 
unternommen, um Frauen zu 
stärken und ihre politische Par-
tizipation zu steigern, beispiels-
weise durch eine Quotenrege-
lung. Ich finde es ermutigend 
zu sehen, dass hochrangige Äm-
ter von Frauen bekleidet werden. 
Trotzdem besetzen Frauen ledig-
lich 20% der Sitze im Parlament.

Die Rolle zivilgesellschaftli-
cher Organisationen ist beson-
ders hervorzuheben. Sie stellen 
sich fortwährend in den Dienst 
der Opfer von Gewalt. Sie bieten 
Beratung, Rechtshilfe, Obdach, 
Mikrokredite und andere Mög-
lichkeiten Einkommen zu er-
wirtschaften an. Die grundsätzli-
che Verpflichtung, sich mit Eifer 
für die Beseitigung der Gewalt 
gegen Frauen einzusetzen, bleibt 
jedoch in der Verantwortung des 
Staates. Ich gratuliere der Regie-
rung Bangladeschs dafür, dass 
sie es geschafft hat, Geschlech-
terparität in den Grundschulen 
und der weiterführenden Schul-
bildung herbeizuführen. Die-
se positive Entwicklung wurde 
beispielsweise durch Stipendi-
en oder die Befreiung von Ein-
schreibegebühren für Mädchen 
in ländlichen Gegenden möglich 

Besorgniserregende Sichtweisen
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gemacht. Mich besorgen jedoch 
viele Dinge, die besonders bei 
Mädchen in ländlichen Gegenden 
weiterhin zu hohen Abbruch-
quoten führen: nichtregulier-
te religiöse Bildungseinrichtun-
gen, die schädliche Stereotype 
verbreiten, Armut, Frühehen, Si-
cherheitsprobleme, das Anhal-
ten von Gewalt gegen Mädchen, 
Belästigung sowohl durch Lehrer 
als auch durch Mitschüler und 
das Fehlen von geeigneten Toi-
letten für Mädchen. Fortwähren-
de sexuelle Belästigung in den 
Schulen erzeugt große Bedräng-
nis und hat neben Schulabbrü-
chen sogar schon zu Selbstmor-
den geführt.

Klüfte und                         
Herausforderungen

Diskriminierung und Gewalt ge-
gen Frauen setzen sich in Gesetz 
und Praxis fort. Zum Beispiel in 

Bangladeschs Zivilgesetz. Bezüg-
lich Eheschließung, Trennung 
und Scheidung sieht es unter-
schiedliche Regelungen für un-
terschiedliche religiöse Gruppen 
vor. Männer haben zuweilen grö-
ßere Befugnisse als Frauen. Viele 
Stimmen fordern von der Regie-
rung die Einführung eines ein-
heitlichen Familiengesetzes, das 
die Gleichbehandlung aller Bür-
gerinnen und Bürger fördert.

Zudem fehlt in Fällen von Ge-
walt gegen Frauen in der Regel 
eine effektive Umsetzung beste-
hender Gesetze. Obwohl es ein 
Strafgericht gibt, das mit Ge-
walt gegen Frauen und Kinder 
betraut ist, zögern viele Frauen 
vom Rechtssystem Gebrauch zu 
machen. Sie bemühen sich eher 
um eine alternative Konfliktlö-
sung wie Schlichtungs- und Ver-
mittlungsverfahren. Die Grün-
de beinhalten die Verzögerung 
von Gerichtsprozessen, Angst 

vor Vergeltung, Mangel an frau-
enfreundlichen Polizisten und 
Angst vor sozialer Stigmatisie-
rung. Negativ wirkt sich auch 
aus, dass Berichterstattung, Do-
kumentation und die Sammlung 
von Beweisen oft so mangelhaft 
sind, dass sich Fälle nicht darauf 
stützen lassen. Ich hoffe, dass 
die Nationale Rechtshilfe Service 
Organisation (Anm. d. Red.: die 
staatliche Institution berät kos-
tenfrei in Rechtsfragen) dabei 
hilft, diejenigen, die die Rech-
te von Frauen verletzen, effek-
tiv zur Verantwortung nach dem 
geltenden Recht zu ziehen.

Ministerpräsidentin Sheikh 
Hasina ist eine von wenigen 
Ausnahmen: Frauen haben 
nur knapp 20 Prozent der 
Parlamentssitze inne. 
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Über die Menschenrechtssituati-
on von indigenen Minderheiten 
wurde ich in zahlreichen Treffen 
informiert. Die Frauen leiden un-
ter vielfältigen Formen von Dis-
kriminierung. Gewalt gegen in-
digene Frauen wird von Siedlern 
als Taktik angewandt, um ihnen 
Angst zu machen und sie von ih-
rem Land zu vertreiben. Dies hat 
in manchen Fällen zu Landlosig-
keit geführt.

Aus dem Kutupalong-Flücht-
lingskamp wird von sexueller 
und geschlechtsbezogener Ge-
walt berichtet. In dem Kamp 
in Cox’s Bazar leben Rohingya 
(Anm. d. Red.: eine muslimische 
Volksgruppe in Birma). Regie-
rungsoffizielle verweigerten mir, 
die Situation vor Ort zu überprü-
fen.

Besorgniserregend ist zudem, 
dass die existierenden Program-
me darauf ausgelegt sind, Frau-
en in den Bereichen ökonomisch 
zu stärken, die traditionell als 
für Frauen „geeignet“ gelten. 
Dadurch werden geschlechter-
basierte Stereotype in der Ar-
beitswelt aufrechterhalten. Ein 
Großteil der Arbeitskräfte im in-
formellen Sektor, hauptsächlich 
in Textilfabriken, in der Hausar-
beit, in der Garnelenzucht und 
in anderen Niedriglohnsekto-
ren, sind Frauen. Die Arbeitsbe-
dingungen, unter denen Frauen 
arbeiten, sind schlecht. Die Si-
tuation wird durch mangelnden 
Arbeitnehmerschutz im Arbeits-
recht verschlimmert. Dadurch 
steigt die Verwundbarkeit für 
Missbrauch und Ausbeutung. 
Migration von Frauen ins Aus-
land, um dort als Hausangestell-
te zu arbeiten, erhöht die Aus-
beutung inner- und außerhalb 
Bangladeschs.

Im Hinblick auf das derzeitig 
schnelle Wirtschaftswachstum 
Bangladeschs, ist es dringend 
erforderlich, Praktiken entge-
genzuwirken, die die Sichtwei-
se fördern, dass Frauen billi-
ge Arbeitskräfte bestimmter 
Berufsgruppen sind. Es müssen 
Möglichkeiten in Sektoren ge-
schaffen werden, in denen Frau-
en derzeit unterrepräsentiert 
sind. Das würde dabei helfen, 
den Kreislauf von Armut und 
Entmachtung zu durchbrechen 
und ihnen gleichberechtigte Be-
rufschancen jenseits der Subsis-
tenzwirtschaft zu eröffnen. 

Zusammenfassend bleibt fest-
zuhalten, dass es zwingend not-
wendig ist, dass der vielschich-
tigen und verschiedene Bereiche 
betreffenden Diskriminierung 
von Frauen gezielt entgegenge-
wirkt wird. Ich kann nur beto-
nen, dass es eines ganzheitlichen 
Lösungsansatzes bedarf, der bei-
des adressiert: die individuelle 
Stärkung von Frauen und ebenso 
die sozialen, ökonomischen und 
kulturellen Barrieren, die die Re-
alität ihres Lebens bestimmen.

 

Rashida Manjoo wurde im Juni 2009 
vom UN-Menschenrechtsrat als Son-
derberichterstatterin der Vereinten Na-
tion über Gewalt gegen Frauen, ihren 
Ursachen und Konsequenzen berufen. 
Sie ist in Teilzeit 
als Professorin 
am Fachbereich 
für Öffentliches 
Recht an der 
Universität von 
Kapstadt tätig.

„Mit Besorgnis 
habe ich festge-
stellt, dass pa-
triarchalische 
Einstellungen 

sowie stereotype 
Sichtweisen auf 

die Rolle und 
Aufgaben der 

Frau weiterhin 
vorherrschen.“
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1.133 Tote, um der Welt die 
Augen zu öffnen
Text: Dr. Raquib Ahmed | Übersetzung: Ursula Hiemenz

Am 24. April 2013 erlebte Ban-
gladesch eine Katastrophe, 

die die Nation und die gesamte 
Weltöffentlichkeit erschütterte. 
1.133 Menschen starben, Tausende 
wurden verletzt, als ein neunstö-
ckiges Gebäude, in dem sich meh-
rere Textilfabriken befanden, in 
sich zusammenstürzte. Die Mehr-
heit der unter den Trümmern be-
grabenen Opfer war weiblich und 
sehr jung, zwischen 15 und 30 Jah-
ren. Das Unglück rief viele Fragen 
auf, unter anderem, ob Indust-

rieländer Verantwortung im Zu-
sammenhang mit der Katastrophe 
übernehmen müssen. 

Die Textil- und Bekleidungsin-
dustrie in Bangladesch begann in 
den frühen 1980er Jahren zu wach-
sen, als die Lohnkosten in Europa 
und Nordamerika schnell anstie-
gen. Zeitgleich führten Produk-
tionsvorteile zur Verschiebung 
einiger arbeitsintensiver Indust-
riezweige vom globalen Norden 
in die Länder des Südens. Bangla-

desch stieg umgehend in den Tex-
tilsektor ein, auch um sich von im 
Unabhängigkeitskrieg entstande-
nen wirtschaftlichen Rückschlä-
gen zu erholen. Vorteilhaft waren 
technologische Einfachheit, ver-
gleichsweise niedrige Investitio-
nen sowie die Verfügbarkeit einer 
Vielzahl billiger lokaler Arbeits-
kräfte, insbesondere junge Frau-
en. Die weit verbreitete Armut 
unterstützte den Prozess. Heute 
sind vier Millionen Menschen an 
der Produktion von Kleidung be-

Das Unglück von Savar Schlechte Arbeitsbedingungen 
und unzureichender Arbeitneh-
merschutz in der Textilindustrie 
haben vor allem schlimme Fol-
gen für Frauen: sie besetzen etwa 
90% der Stellen in der Branche. 

Fo
to

: Z
ah

id
ul

 K
ar

im
 S

al
im



20

NETZ 3-4/2013 FRAUENRECHTE

teiligt, 60% von ihnen sind jun-
ge Frauen (Anm. d. Red.: 90% aller 
Angestellten in der Textilbranche 
sind Frauen). Für sie bedeutet ein 
eigenes Einkommen die Chance, 
geschlechtsspezifische Ungleich-
heiten zu überwinden. 

Einnahmen aus dem Textilsek-
tor machen 80% des Bruttoin-
landsproduktes aus. Nach Chi-
na ist Bangladesch zweitgrößter 
Textilproduzent der Welt. Dort 
produzierte Kleidung ist in fast 
allen westlichen Geschäften er-
hältlich. Zugleich ist der interna-
tionale Markt eine ständige Her-
ausforderung. Vor kurzem traf ich 
eine ehemalige, aus Deutschland 
stammende Studentin von mir. 
Sie erzählte mir, dass sie auf einer 
in Deutschland gekauften Hose 
Blutflecken entdeckt hat. Die 
Hose wurde in Bangladesch pro-
duziert. Während ihres Aufent-
halts dort besuchte sie mit meiner 
Unterstützung viele Textilfabri-
ken. Sie kennt die Situation hin-
ter der Textilproduktion und hat 
viele von Armut angetriebene Ar-
beiter gesehen. Die weit verbrei-
tete Verzweiflung weiblicher Ar-
beiterinnen hat sie sehr berührt, 
ebenso ihr hohes Engagement für 
Wirtschaftswachstum. Um ihr 
schlechtes Gefühl loszuwerden, 
wollte sie zunächst die Hose weg-
werfen. Sie war dazu aber nicht in 
der Lage. Denn Sie weiß, dass jun-
ge Mädchen in ihrem Alter die-
se in Bangladesch für nur weni-
ge Cents hergestellt haben. Junge 
Frauen, die fast nichts für ihre 
harte Arbeit erhalten. Gewinne 
gehen an lokale Fabrikbesitzer, 
multinationale Handelsketten 
und das ungerechte Wirtschafts-
system. Nicht nur für die junge 
deutsche Frau eine unangenehme 
Situation. Auch für diejenigen, 
die durch Menschenrechtsorga-
nisationen, Kirchen und andere 

Was passiert nach Savar?

Brandschutzabkommen
Über 70 internationale Konzerne 
einigten sich Anfang Juli 2013 auf 
ein Abkommen für den Gebäu-
de- und Brandschutz: Experten 
werden Nähfabriken unter die 
Lupe nehmen, geprüft wird unter 
anderem die Sicherheit der Elek-
troinstallation und die Eignung 
der Fluchtwege. Bei akuter Gefahr 
sollen Fabriken geschlossen wer-
den. Zu den Unterzeichnern zäh-
len viele bekannte deutsche und 
europäische Anbieter darunter 
Adidas, C&A, Karstadt, Metro und 
Tchibo. Eine Liste der Fabriken soll 
öffentlich zugänglich gemacht 
werden. Die US-amerikanische 
NGO Fair Factories Clearinghouse 
sorgt für die Aktualität der Daten. 

Gewerkschaftsgesetz
Ein am 15. Juli 2013 verabschie-
detes Gesetz sieht unter anderem 
vor, Gewerkschaften gründen zu 
dürfen. Auch die Rechte von Ge-
werkschaften und Gewerkschafts-
mitgliedern wurden gestärkt. Da-
rüber hinaus sollen Unternehmer 
einen Fonds einrichten, um die 
Lebensumstände der Arbeiterin-
nen zu verbessern. Firmen müs-
sen zukünftig 5% ihrer Gewinne 
verwenden, um Sozialleistungen 
für ihre Angestellten zu bezahlen. 
Menschenrechtsorganisationen 
würdigen das verbesserte Ar-
beitsgesetz. Gleichzeitig zeigen 
sie sich aber enttäuscht, dass die 
Regierung eine einmalige Gele-
genheit versäumt habe, die Rech-
te der Arbeiterinnen per Gesetz in 
Gänze zu stärken. Hinsichtlich der 
Bildung von Gewerkschaften sei 
das Gesetz immer noch nicht frei 
von Restriktionen. Zudem würden 
durch schwammige Formulierun-
gen Türen für einen Missbrauch 
des Gesetzes geöffnet.

Entschädigungszahlungen 
Am 11. und 12. September 2013 
fanden in Genf Verhandlungen 
über Entschädigungszahlungen 
statt. Von 29 eingeladenen Mar-
ken- und Zulieferfirmen nahmen 
nur elf Unternehmen an den Ver-
handlungen teil, darunter KiK, 
Primark und C&A. Ferngeblie-
ben sind unter anderem Adler 
Modemärkte, Benetton, Mango 
und NKD. Die Zugeständnisse 
der Unternehmen bei den Ver-
handlungen waren begrenzt. 
Generell wurde einem Entschä-
digungsfonds zugestimmt und 
ein Komitee gegründet, das die-
sen voranbringen soll. Konkrete 
Entschädigungssummen wurden 
nicht vereinbart, auch nicht für 
Soforthilfe. Ein weiteres Treffen, 
für das es bisher noch keinen Ter-
min gibt, soll eine Einigung brin-
gen. 

Mindestlohn 
Nach umfangreichen Streiks und 
Demonstrationen von Angestell-
ten in der Textilbranche stimmten 
Arbeitgeber am 13. November 
2013 der Anhebung des monatli-
chen Mindestlohns zu. Dieser soll 
von derzeit knapp umgerechnet 
30 Euro im Monat auf 51 Euro 
angehoben werden und ab dem 
1. Dezember in Kraft treten. Zu-
vor waren zahlreiche Fabriken für 
mehrere Tage geschlossen wor-
den, um weitere Gewalt infolge 
von Protesten zu vermeiden. Bei 
Zusammenstößen mit der Polizei 
wurden laut Berichten bis zu 30 
Menschen verletzt. 
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sozialen Gruppen für die Thema-
tik sensibilisiert wurden. Ein be-
kanntes Beispiel ist die Kampag-
ne für Saubere Kleidung, die sich 
für eine Stärkung der sozialen Di-
mension der Globalisierung ein-
setzt. 

In Bezug auf den verheerenden 
Gebäudeeinsturz sollte jedoch 
auch berücksichtigt werden, wie 
schnell die Sicherheitskräfte und 
freiwillige Helfer auf den Einsturz 
reagierten. Selbst mit begrenzten 
technischen Ressourcen haben sie 
eingeschlossene Menschen eva-
kuiert. Ohne sie wäre die Todesra-
te sicherlich doppelt so hoch ge-
wesen. In Bangladesch zeigt sich, 
dass eine Veränderung hinsicht-
lich Einstellung, sozialem Be-
wusstsein und nationalem Enga-
gement begonnen hat.

Es wäre nicht klug, die Schuldigen 
für das Unglück nur an einer Stel-
le in der Produktions-Konsum-
Kette zu suchen. Wirtschaftlicher 
Nutzen und Verhandlungsmacht 
bei Kauf- und Produktionspreisen 
sind Schlüssel für wirtschaftli-
ches Wachstum. Viele große Kon-
zerne konkurrieren nicht nur um 
Gewinne, sondern kämpfen um 
ihr Überleben. Auch das ist ein 
Grund, warum viele nach den bil-
ligsten Produzenten Ausschau 
halten, ohne darauf Rücksicht zu 
nehmen, wie ihre Ware produziert 
wird. Es ist aber auch wichtig, im 
Auge zu behalten, dass diese Han-
delsketten zum deutlichen Wirt-
schaftswachstum Bangladeschs 
beitragen, und damit auch zum 
Wohlstand und der steigenden 
Anzahl arbeitender Frauen in den 
letzten Jahrzehnten. Bangladesch 
erhielt seine starke Position im 
umkämpften Textilmarkt nicht 
aufgrund technologischer Stärke, 
sondern ironischerweise spielten 
billige Arbeitskräfte, resultierend 

aus umfangreicher Armut, eine 
entscheidende Rolle. Parallel dazu 
führte die zunehmende Entwick-
lung anderer in der Textilindust-
rie tätigen Länder zur Erhöhung 
lokaler Lohnkosten. Obwohl Ban-
gladesch dadurch indirekt von 
steigenden Einkommen anderswo 
profitiert hat, arbeitet der Textil-
sektor unter einem starken Kon-
kurrenzdruck, um den Produkti-
onspreis zu verringern. 

Ein wichtiger Aspekt sind die Fa-
brikbesitzer. Eine neue Genera-
tion bangladeschischer Indust-
rieller, die ihre Geschäfte unter 
instabilen politischen Bedingun-
gen führen, was sie oft zu schnel-
len Profiten antreibt. Einige von 
ihnen sind rücksichtslos. Ihr Ziel 
ist die Erzielung sofortiger Ge-
winne, nicht die Sicherheit und 
das Wohlergehen ihrer Arbeiter. 
Lokale Kosten werden durch noch 
geringere Zahlungen an arme Ar-
beiter, von denen die Mehrheit 
junge Mädchen sind, reduziert. 
Sie verdienen 30 Euro im Monat 
oder noch weniger. Eine Verbesse-
rung der Arbeitssicherheit in den 
Produktionsstätten kostet laut ei-
ner Studie nur wenige zusätzliche 
Euro-Cents pro Kleidungsstück. 
Aber sind die Konsumenten be-
reit, diese Mehrkosten zu tragen? 
Zudem können ein paar Cents 
entscheidend sein, wo Unterneh-
men produzieren lassen. Als glo-
baler Wettbewerber müssen Ban-
gladeschs Firmen vorsichtig sein. 
Es gibt großen Druck, pünktlich 
zu liefern und oft durch lokale po-
litische Probleme verursachte Ver-
zögerungen. Diese können häufig 
nur durch zusätzlichen Druck auf 
die Angestellten im Textilsektor 
ausgeglichen werden. 

Die Lösung des Problems ist 
schwierig. Einerseits willigten die 
irische Billigkette Primark und 

andere Unternehmen ein, einen 
Fonds in Höhe von umgerechnet 
knapp 22,5 Millionen Euro für die 
Opfer und zur Verbesserung der 
Sicherheitsmaßnahmen einzu-
richten. Andererseits leugneten 
andere Konzerne ihre Geschäfts-
beziehungen mit Bangladesch 
schlichtweg. Das ist zwar seltsam, 
mag aber aus der am Gewinn ori-
entieren Sicht der Unternehmen 
sinnvoll sein, da es Kunden viel-
leicht in Verlegenheit bringen 
würde – die unangenehme Seite 
des kapitalistischen Wirtschafts-
systems. Um Nachhaltigkeit zu 
gewährleisten, sind Änderungen 
im Rahmen eines gemeinsamen 
und allgemein akzeptierten Sys-
tems notwendig. Nur dann kann 
eine verbesserte „Beziehung“ zwi-
schen den Verbrauchern auf der 
ganzen Welt und den Herstellern 
auf lokaler Ebene, insbesondere 
den Arbeiterinnen, erreicht wer-
den. Konsumenten sollten stolz 
sein, ein Produkt aus Bangladesch 
zu kaufen, das unter sozial ver-
tretbaren Bedingungen produ-
ziert wurde. Industrie und natio-
nale Wirtschaft können nicht nur 
durch Mitgefühl anderer wach-
sen, sondern sind von der inten-
siven Beteiligung und starken 
emotionalen Unterstützung derer 
abhängig, die die Last auf ihren 
Schultern tragen: die Millionen in 
Fabriken arbeitenden Frauen und 
Männer. 

Dr. Raquib Ahmed ist Professor am Ins-
titut für Umwelt-
wissenschaft an 
der Universität 
Rajshahi in Ban-
gladesch. 



Verhaftung 

Am 10. August 2013 wur-
de Adilur Rahman Khan, Ge-
schäftsführer der Menschen-
rechtsorganisation Odhikar, 
verhaftet. Am 30. Oktober 
wurde er auf Kaution wieder 
entlassen. Anlass für die Ver-
haftung war ein von Odhikar 
erstellter Bericht. In diesem 
heißt es, dass 61 Menschen 
während der Ausschreitungen 
zwischen Sicherheitskräften 
und Anhängern der islamisti-
schen Bewegung Hefazat-e Is-
lam in Dhaka am 5. und 6. Mai 
2013 gestorben seien. Die Re-
gierung hatte zunächst von 
deutlich weniger Todesfäl-
len berichtet. Die Verhaftung 
Khans wurde von mehreren 
nationalen sowie internatio-
nalen Organisationen scharf 
verurteilt. Diese fordern seine 
sofortige Freilassung. Natio-
nale Menschenrechtsverteidi-
ger sehen in seiner Verhaftung 
das Bemühen der Regierung, 
kritische Stimmen zu Men-
schenrechtsverletzungen und 
der Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit vor den anste-
henden Parlamentswahlen 
verstummen zu lassen.

Registrierung entzogen

Der Oberste Gerichtshof Bang-
ladeschs urteilte am 1. August 
2013, dass die Registrierung 
der Jamaat-e-Islami als Par-
tei illegal sei und daher entzo-
gen werden müsse. Die Partei 
verstoße in ihren Grundsätzen 
gegen die bangladeschische 
Verfassung, da sie unter an-
derem die Einführung des is-
lamischen Rechtssystems an-

strebe und die repräsentative 
Demokratie des Landes nicht 
anerkenne. Laut Aussagen der 
Generalstaatsanwaltschaft sei 
zudem durch die Verhand-
lungen der Kriegsverbrecher-
tribunale festgestellt worden, 
dass die Jamaat-e-Islami eine 
kriminelle Organisation sei, 
weshalb auch ein gänzliches 
Verbot der Partei bewirkt wer-
den könne. Die Entziehung 
der Registrierung hat zur Fol-
ge, dass die Partei nicht an den 
für Januar 2014 geplanten Par-
lamentswahlen teilnehmen 
kann. Einzelne Politiker könn-
ten jedoch als unabhängige 
Kandidaten teilnehmen.

152 Höchststrafen

Fast fünf Jahre nach dem blu-
tigsten Aufstand Banglade-
schs wurde am 5. November 
2013 das Urteil gegen 823 an-
geklagte Grenzsoldaten und 
23 Zivilisten gesprochen: Es 
wurden 152 Todesurteile sowie 
161 lebenslängliche Haftstra-
fen verhängt. 262 Angeklagte 
wurden mit bis zu zehn Jahren 
Gefängnis verurteilt, 171 Per-
sonen wurden freigesprochen. 
Am 25. Februar 2009 hatten 
sich Mitglieder der Grenz-
schutzeinheit landesweit ge-
waltsam gegen ihre Offiziere 
erhoben. 74 Menschen wurden 
getötet, darunter 57 Offiziere. 
Als Hauptgründe für die Meu-
terei gelten ihre im Vergleich 
zur regulären Armee schlech-
te Bezahlung, unzureichende 
Lebensmittelzuschüsse, kein 
bezahlter Urlaub und der Aus-
schluss der Grenzschützer an 
lukrativen UN-Friedensmissi-
onen im Ausland. Navi Pillay, 
Menschenrechtskommissarin 
der Vereinten Nationen, sag-
te in einer offiziellen Stellung-
nahme, dass den Urteilen Ver-
fahrensunregelmäßigkeiten 
voraus gingen. Beispielsweise 
haben die Angeklagten keinen 
angemessenen und fristge-
rechten Zugang zu Rechtsan-
wälten gehabt. Berichten von 
Menschenrechtsorganisatio-
nen zufolge sollen Inhaftierte 
gefoltert worden sein. 

Chittagong Hill Tracts

Amnnesty International ver-
öffentlichte im August 2013 
den Bericht „An den Rand ge-
drängt“, der sich mit der Situ-
ation der indigenen Minder-
heiten in den Chittagong Hill 
Tracts befasst. Zudem führ-
te die Organisation eine Pe-
tition durch, um sich für die 
Rechte der indigenen Bevöl-
kerung einzusetzen. In ei-
ner Erklärung vom 8. Juli 2013 
hatte die internationale Chit-
tagong-Hill-Tracts-Kommis-
sion ihre Besorgnis angesichts 
der zunehmenden Gewalt ge-
gen die indigenen Minderhei-
ten durch Polizei und Sicher-
heitskräfte zum Ausdruck 
gebracht. Meldungen zusammengestellt von: 

 Insa Bloem.
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Mitte Januar 2014. Dann sol-
len die Bürger Banglade-

schs das 10. Parlament ihres 
Landes wählen. Doch der Weg 
dorthin ist einer mit vielen Un-
wägbarkeiten. Positiv ist: Grund-
sätzlich sind alle relevanten Par-
teien interessiert, an den Wahlen 
teilzunehmen. Negativ ist: Die 
Rahmenbedingungen sind um-
stritten, die Wahlvorbereitung 
und der Wahlkampf werden von 
Gewalt begleitet.

Noch vor wenigen Wochen hät-
te man denken können, dass die 
beiden großen Volksparteien 
Bangladeschs zu einer Einigung 
kommen, wie die bevorstehen-
den Parlamentswahlen vorberei-
tet und durchgeführt werden. 
Denn die größte Oppositionspar-

tei Bangladesh Nationalist Par-
ty (BNP) hatte ihre Teilnahme an 
den Wahlen nicht mehr davon 
abhängig gemacht, ob die Wah-
len unter dem 1996 eingeführten 
System der parteiungebundenen 
Übergangsregierung vorbereitet 
und durchgeführt werden. Die-
ses System, das von der gegen-
wärtigen Regierung 2011 abge-
schafft wurde, sah vor, dass die 
Regierung ihre Amtsgeschäf-
te am Ende der Legislaturperi-
ode an eine parteiungebunde-
ne Übergangsregierung abgibt. 
Diese sollte innerhalb von drei 
Monaten die Parlamentswahlen 
durchführen. Das System wurde 
eingeführt, um mögliche Mani-
pulationen durch die Regierung 
im Zuge der Wahlvorbereitung 
und -durchführung zu vermei-

den. So war die BNP zwar von ih-
rer Forderung abgewichen, die-
ses System wieder einzuführen, 
gleichwohl plädiert sie dafür, 
dass eine neutrale Interimsregie-
rung die Wahlen vorbereitet und 
durchführt. Dieser dürfe nicht 
die gegenwärtige Premierminis-
terin Sheikh Hasina vorstehen. 
Hoffnungen auf Einigung ha-
ben aber in jüngster Vergangen-
heit erhebliche Dämpfer bekom-
men. Denn am 18. November 2013 
setzte die Awami League eine so-
genannte „All-Parteien-Über-
gangsregierung“ unter Vorsitz 
der Premierministerin ein. Zu-
dem wurden am 10. November 
fünf führende Politiker der BNP 
verhaftet. Die Opposition wei-
gert sich, sich an dieser Form ei-
ner Übergangsregierung zu be-

Verhandlungen, Gewalt 
und Sehnsüchte 
Bangladesch kurz vor den 
10. Parlamentswahlen
Text: Dirk Saam

Wahlformulare sind mit den 
Symbolen der Parteien be-
druckt, damit auch Menschen, 
die nicht lesen können, an 
Wahlen teilnehmen können.
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teiligen. Die Regierung, so ist 
aus Oppositionskreisen zu hö-
ren, habe so weiterhin Kontrol-
le über die Behörden, die Polizei, 
das Justizwesen und die Wahl-
kommission. Daher könne eine 
Übergangsregierung unter Vor-
sitz der Premierministerin keine 
neutrale Vorbereitung der Wah-
len gewährleisten. So scheint die 
Wahrscheinlichkeit der Durch-
führung der Parlamentswah-
len ohne die BNP gestiegen. Die 
Awami League bietet der BNP 
zwar an, jederzeit Teil der All-
Parteien-Übergangsregierung 
sein zu können. Deren Teilnah-
me unter unveränderten Rah-
menbedingungen scheint aktu-
ell jedoch wenig wahrscheinlich.

Finden Wahlen statt?

Das gestiegene Interesse der Op-
position an der Durchführung 
der Wahlen hat zwei gute Grün-
de. Zum einen konnte die BNP 
im Sommer vier Kommunalwah-
len für sich entscheiden. Zum an-
deren ergaben landesweite Mei-
nungsumfragen im Juli und 
September 2013, dass die BNP 
deutlich vor der Awami League 
lag. Insbesondere bei den Erst-
wählern konnte die BNP zule-
gen; zudem scheinen Wechsel-
wähler zur BNP zurückgekehrt 
zu sein. Aber auch in Wahlbezir-
ken, die bisher als Hochburgen 
der Awami League galten, zeich-
nen sich Kopf-an-Kopf-Rennen 
ab. Die große Unbekannte: 19% 
der Wahlberechtigten sind noch 
unentschlossen. 

Die gegenwärtigen politischen 
Uneinigkeiten werden wie üb-
lich von Generalstreiks und Stra-
ßenschlachten begleitet. Allein 
seit der letzten Oktoberwoche 
wurden im Rahmen von der BNP 

ausgerufenen mehrtägigen Ge-
neralstreiks offiziellen Berich-
ten zufolge 20 Menschen getötet. 
Experten rechnen damit, dass es 
durch die Einsetzung der All-Par-
teien-Übergangsregierung weite-
re mit Gewalt einhergehende De-
monstrationen geben wird. 

Beide Parteien sammeln damit 
bei ihren potenziellen Wählern 
wenig Pluspunkte. Viele Men-
schen wünschen sich friedliche 
Lösungen von politischen Kon-
flikten. So stieg in den vergan-
genen Monaten der interne und 
externe Druck auf die Volkspar-
teien, zu Einigungen zu kom-
men. Die Shahbag-Bewegung als 
Symptom der Unzufriedenheit 
mit existierenden politischen 
Machtstrukturen hat unter ande-
rem offen gelegt, dass Menschen 
in Bangladesch andere Vorstel-
lungen politischer Repräsentanz 
entwickelt haben. In Shahbag ka-
men unter anderem viele junge 
Geschäftsleute, Akademiker und 
Ärzte zusammen, die eine poli-
tische Kultur einfordern, in der 
Entfaltungsmöglichkeiten in Be-
ruf und Alltag nicht mit Amts-
missbrauch, Korruption und 
parteipolitischer Zugehörigkeit 
einhergehen. Viele dieser Men-
schen gehören zu den 19% der un-
entschlossenen Wähler. 

Auch die etablierte Unterneh-
merschaft hat Druck ausgeübt, 
faire und freie Wahlen durchzu-
führen und die Machtübergabe 
friedlich zu gestalten. Der zuneh-
mend diversifizierte Privatsektor 
floriert. Aus den ländlichen Ge-
genden drängt eine besser ausge-
bildete Generation vom landwirt-
schaftlichen in den industriellen 
und den Dienstleistungssektor. 
Politische Stabilität ist für die-
se Wählergruppe Grundlage für 
wirtschaftlichen Erfolg. 

Auch dem Militär geht es um po-
litische Stabilität. Zum einen, da 
es zunehmend als Wirtschafsak-
teur agiert, zum anderen, weil 
negative Schlagzeilen in Bangla-
desch möglicherweise Auswir-
kungen auf das Kontingent der 
lukrativen und prestigeträchti-
gen bangladeschischen UN-Blau-
helmsoldaten haben könnten.

Die internationale Gemeinschaft 
bemüht sich im Dialog mit den 
beiden Volksparteien sicher zu 
stellen, dass faire Wahlen durch-
geführt werden. Diplomaten 
westlicher Botschaften in Bangla-
desch hatten Medienberichte zu-
folge kundgetan, die Durchfüh-
rung der 10. Parlamentswahlen 
ohne Teilnahme der BNP nicht 
mit der Entsendung internatio-
naler Wahlbeobachter zu unter-
stützen. Mit der Einschränkung, 
dies doch zu tun, sollte die BNP 
ein „vernünftiges“ Angebot der 
Awami League zur Ausgestal-
tung einer Übergangsregierung 
ablehnen. 

Wahlkampfstrategien

Aktuell ist noch völlig unklar, 
ob die BNP an den Wahlen teil-
nehmen wird. Dennoch sind be-
reits jetzt Wahlkampfstrategien 
erkennbar, die das Land im Rah-
men von Parlamentswahlen in 
dieser Form noch nicht erfahren 
hat. Oberflächlich scheint zu-
nächst alles beim Alten geblie-
ben zu sein. So verweist die Re-
gierung natürlich darauf, dass 
Bangladesch auf dem Weg sei, 
die Gruppe der ärmsten Länder 
der Welt zu verlassen und zu je-
nen elf Ländern gehöre, die Öko-
nomen zufolge einen ähnlichen 
wirtschaftlichen Aufschwung 
erleben könnten wie zuvor Bra-
silien, Russland, Indien und Chi-
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na. Die Opposition betont wie 
gewohnt, dass in der laufenden 
Legislaturperiode Korruption in 
nie bekanntem Ausmaß zuge-
nommen habe, die öffentliche 
Sicherheit nicht mehr gewähr-
leistet werden könne, die Justiz 
ihrer Unabhängigkeit beraubt 
wurde und die Politik die Ärms-
ten vergessen habe. 

Doch spielen beide Parteien auch 
eine religiöse Karte, um Wähler 
zu gewinnen. Dies ist, zumin-
dest in diesem Ausmaß, neu und 
hat insbesondere auch mit der 
Aufarbeitung der Kriegsverbre-
chen von 1971 zu tun. Diese hat in 
diesem Jahr mit mehreren Verur-
teilungen ihren bisherigen Hö-
hepunkt erreicht. So hatten die 
BNP und ihr Koalitionspartner 
Jamaat-e-Islami bereits im Rah-
men der Kommunalwahlen und 
mit Unterstützung neuer isla-
mistischer Bewegungen die „re-
ligiöse Karte“ gespielt – mit Er-
folg. Dem Aufkommen der sich 
für säkulare Strukturen stark 
machenden Shahbag-Bewe-
gung und überregionale Print- 
und Funkmedien, die betonten, 
in Bangladesch dürfe islamisti-
scher Extremismus keinen Platz 
haben, setzte die BNP/Jamaat-
Koalition folgendes Szenario 
entgegen: Es gäbe Kräfte in Ban-
gladesch, die danach strebten, 
dem Islam, der so vielen Men-
schen als Orientierung im Alltag 
diene, den Platz zu nehmen und 
die muslimische Mehrheitsbe-
völkerung ihrer Identität zu be-
rauben. Kritiker des Islamismus 
wurden als anti-islamisch be-
zeichnet und als Atheisten ab-
gestempelt. Eine Strategie, die 
vor allem in den ländlichen Re-
gionen verfing und der BNP Er-
folge bei den Kommunalwahlen 
verschaffte. Diese religiöse Kar-
te, so zeichnet sich ab, wird auch 

im Rahmen des laufenden Wahl-
kampfes gespielt werden. 

Und die Regierung? Sie spielt 
mit. Die Awami League verfolgt 
die Strategie, den Wählern zu 
zeigen, dass man als islamfeind-
lich eingestufte Äußerungen 
oder Tätigkeiten nicht akzeptie-
re. So bildete die Regierung im 
März 2013 einen Ausschuss zur 
Überwachung islamkritischer 
Umtriebe und den Islam belei-
digenden Einträge im Internet. 
Kurz darauf wurden vier Blogger 
verhaftet, die in der Shahbag-Be-
wegung aktiv waren und die Is-
lamisten als Atheisten bezeich-
neten. Ihnen wurde vorgeworfen 
via soziale Netzwerke die religi-
ösen Gefühle der muslimischen 
Mehrheitsbevölkerung verletzt 
zu haben. Schließlich wurde die 
gesetzliche Grundlage geschaf-
fen, um leichter gegen Bürger 
des Landes vorzugehen, die im 
Internet Inhalte publizieren, die 
religiöse Gefühle verletzen, die 
zu einer Bedrohung der öffent-
liche Sicherheit führen oder die 
ein „falsches Bild“ Banglade-
schs in der Öffentlichkeit zeich-
nen. So kann jeder Bürger ohne 
Haftbefehl verhaftet und bis zu 
14 Jahren Gefängnis verurteilt 
werden. Wann Inhalte genannte 
Straftatbestände erfüllen ist un-
klar und öffnet Tür und Tor für 
potenziellen Missbrauch.

Gewalt gegen                  
Minderheiten

Bangladesch im Zeitraum von 
Parlamentswahlen bedeutet die 
Notwendigkeit, Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Sicherheit 
von indigenen Völkern und re-
ligiösen Minderheiten zu ge-
währleisten. Angehörige dieser 
Gruppen sehen sich traditionell 

und im Alltag Übergriffen aus-
gesetzt. Exzessive Gewalt ha-
ben diese Gruppen unter ande-
rem auch im Anschluss an die 
Parlamentswahlen 2001 erfah-
ren müssen. Die ausufernde Ge-
walt gegen Minderheiten vom 
März 2013 und die Instrumen-
talisierung des Islam im Wahl-
kampf sind möglicherweise ein 
Vorgeschmack auf kommende 
Wellen der Gewalt vor, während 
und nach den anstehenden Wah-
len. Die Regierung ist aufgefor-
dert, die Präsenz von geschultem 
Polizeipersonal in Wahlbezirken 
zu erhöhen, in denen vornehm-
lich religiösen Minderheiten und 
indigene Völker leben. Interna-
tionale Wahlbeobachtermissio-
nen müssen solche Maßnahmen 
unterstützen. Um den Bedarf in 
den Worten einer Hindu aus Ga-
zipur auszudrücken: „In der Ver-
gangenheit sind wir vor, wäh-
rend oder nach den Wahlen in 
die Wälder geflohen, wenn sich 
Gruppen näherten, die uns Ge-
walt antun wollten. Doch in Ban-
gladesch gibt es keine Wälder 
mehr. Wo sollen wir uns nun ver-
stecken?“

Dirk Saam ist NETZ-Referent 
für Entwick-
lungspolitik.
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Viele Bangladeschis sind vor der 
Parlamentswahl noch unentschlossen
Text: David Bergman | Übersetzung: Serge Birtel

Aktuelle Meinungsumfragen 
des Forschungsinstituts AC 

Nielsen zeigen, dass die Bangla-
desh Nationalist Party (BNP) an 
Popularität gewonnen hat. Dem-
nach geht die größte Oppositi-
onspartei gestärkt in die landes-
weiten Parlamentswahlen, die 
bis zum 24. Januar 2014 stattfin-
den sollen.

BNP gewinnt an             
Popularität

In der aktuellen Umfrage vom 
Juli 2013 kommt die BNP auf 43% 
der Wählerstimmen. Damit liegt 
sie rund 11 Prozentpunkte vor 
der derzeitigen Regierungspar-
tei, der Awami League. Im Ver-
gleich zum November 2012 ga-
ben mehr als doppelt so viele 
Befragte an, die BNP wählen zu 
wollen. Bei dieser Umfrage er-
reichte die BNP gerade einmal 20 
Prozent. Der Popularitätsgewinn 
der Partei hängt möglicherwei-
se auch mit den Shahbag-Protes-
ten zusammen (Anm. d. Red.: Die 
Shahbag-Bewegung entstand im 
Februar, als sich zahlreiche Bür-
ger an der Shahbag-Kreuzung 
in Dhaka versammelten um für 
die angemessene Verurteilung 
von Kriegsverbrechen, die wäh-
rend des Unabhängigkeitskrie-
ges 1971 verübt wurden, zu pro-
testieren. Mehr Informationen 
finden Sie in der Ausgabe NETZ 
2/2013: Protestbewegung Shah-
bag – Mehr als die Aufarbeitung 

des Unabhängigkeitskrieges). 
Die Mehrheit der Bevölkerung 
befürwortet zwar das Kriegsver-
brechertribunal, lehnt aber die 
Shahbag-Bewegung ab.

Die Verbündeten der BNP und 
Awami League haben einen gro-
ßen Teil der Gunst der Wähler 
verloren. Der landesweiten Um-
frage vom Juni dieses Jahres zu-
folge liegt die Unterstützung für 
die islamistische Partei Jamaat-
e-Islami bei 1 Prozent; die für die 
Jatiya Partei bei 3 Prozent. Im 
Jahr 2008 hatte die Jamaat-e-Is-
lami, ein Verbündeter der BNP, 
noch 4 Prozent der Wählerstim-
men erhalten, was das niedrigs-
te Ergebnis der vier vergangenen 
Wahlen seit 1990 war. Die Jati-
ya Partei, Koalitionspartner der 
Awami League in der Regierung, 
erhielt bei den letzten Wahlen 
rund 8 Prozent der Stimmen.

Die Umfrage im Juli 2013 er-
gab, dass die Jamaat nur 57 Pro-
zent ihrer Wähler von 2008 be-
halten konnte. Fast ein Drittel 
der Jamaat-Wähler von 2008 sag-
ten, dass sie nun die BNP wäh-
len würden. In einer neun Mo-
nate früheren Umfrage hätten 89 
Prozent der Jamaat-Wähler die 
Partei auch weiterhin gewählt. 
7 Prozent der Jamaat-Wähler 
der Wahlen im Jahr 2008 sagten 
im Juli, dass sie nun die Awami 
League wählen würden. 10 Pro-
zent würden nun der BNP ihre 
Stimme geben.

Hoffnung für                 
Awami League

Obwohl die Ergebnisse der Um-
fragen aus dem Juli 2013 gute 
Nachrichten für die BNP sind, 
kann die Awami League noch auf-
holen. Der Umfrage zufolge sind 
19 Prozent der Wähler, ein Fünf-
tel der Wahlberechtigten, noch 
unentschlossen, welche Partei sie 
wählen werden. Falls diese Wäh-
ler sich in den nächsten Monaten 
für die Awami League entschei-
den sollten, kann sich das Ver-
hältnis der Parteien zueinander 
stark verändern. Zudem geben 
die Umfragen der Awami League 
Grund zur Hoffnung. Die meisten 
Wähler sagen, dass es ihnen bes-
ser geht, als noch vor vier Jahren 
und dass es der Wirtschaft insge-
samt besser gehe. In vielen ande-
ren Ländern werden diese Zahlen 
als Indikator dafür gesehen, ob 
die Wähler die amtierende Partei 
wählen oder einen Wandel. Aller-
dings sollte nicht vernachlässigt 
werden, dass 48 Prozent der Wäh-
ler die hohen Preise für Lebens-
mittel und Güter als eines der drei 
derzeitigen Hauptprobleme in 
Bangladesch sehen. Diese kurz-
fristige Sichtweise könnte die po-
sitive Auffassung über die Wirt-
schaftsleistung konterkarieren.

Die Anzahl derjenigen, die der 
Auffassung sind, dass sich das 
Land in die falsche Richtung be-
wege, ist rückläufig – von 84% 

Wer wird gewählt?
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bei einer älteren Umfrage im Ap-
ril 2013 auf 58% drei Monate spä-
ter. Dies kann der Awami League 
ebenfalls weiter Hoffnung ge-
ben, obwohl nur eine kleine Min-
derheit immer noch der Meinung 
ist, dass sich das Land in die rich-
tige Richtung bewege. Es ist je-
doch bemerkenswert, dass die 
Unterstützung der BNP im glei-
chen Zeitraum von 37 auf 43 Pro-
zent gestiegen ist.

Es ist daher möglich, dass sich 
ein Wahlkampf für die Awami 
League als positiv erweisen könn-
te, der die Erfolge der Partei seit 
2009 hervorhebt. Genau diese 

Taktik verfolgt die Pre-
mierministerin derzeit. 
Die BNP hingegen muss 
in ihrem Wahlkampf na-
türlich auf die Misserfol-
ge der Awami League in 
ihrem Wahlkampf auf-
merksam machen. Der-
zeit beziehen sich die 
Wahlkampfaussagen der 
BNP allerdings nur dar-
auf, wie die Wahlen statt-
finden sollen. 

Einfluss des Kriegs-
verbrechertribunals

Es ist auffallend, dass 
die BNP die Jamaat-e-Is-
lami, welche weiterhin 
einer der Hauptverbün-
deten der Partei ist, re-
lativ wenig unterstützt. 
Zudem haben sich BNP-
Funktionäre öffentlich 
kaum über die Verurtei-
lung von Anführern der 

Jamaat beim Kriegsverbrecher-
tribunal geäußert. Das deutet da-
rauf hin, dass die BNP anhand 
der Umfragen erkannt hat, dass 
die Jamaat zunehmend unwich-
tiger für den Wahlausgang wird 
und dass die Verurteilungen von 
Kriegsverbrechen breite Un-
terstützung genießen. Die BNP 
kann sich glücklich schätzen, 
dass sich die Anschuldigung der 
Awami League, die BNP unter-
stützte Kriegsverbrecher, nicht 
in der öffentlichen Meinung ver-
fangen hat. Nur 25% der Befrag-
ten in der April-Umfrage glau-
ben dies. Ohne Zweifel wird die 
BNP sicherstellen wollen, dass 
sich das nicht ändert. 

Wie die BNP mit der Debatte 
über das Kriegsverbrechertribu-
nal in den kommenden Monaten 
umgehen wird, wird sehr inter-

essant werden. Die Jamaat wird 
die BNP sicherlich auffordern, 
sich zu den Entscheidungen des 
Berufungsgerichtes, die Todes-
strafen aufrecht zu erhalten, zu 
äußern. Für die BNP kann das 
gefährlich werden. Allerdings 
findet die Mehrheit der Wäh-
ler, dass die Prozesse unfair wa-
ren. So bleibt Raum für die BNP, 
die Jamaat in ihrer Kritik der Ge-
richtsprozesse zu unterstützen, 
ohne dabei Wählerstimmen zu 
verlieren.

Der hier abgebildete Beitrag ist eine 
Zusammenfassung der von David 
Bergmann verfassten Artikel „Ten 
observations about Nielsen/Demo-
cracy International opinion polls”, 
„Main party allies loose support“ und 
„Voters economic perception provi-
de hope for AL“, die erstmals Anfang 
September 2013 in der banglade-
schischen Tageszeitung New Age er-
schienen sind.

Während des Wahlkampfes zie-
ren Fotos der Kandidaten oder 
die Symbole der Parteien ganze 
Straßenzüge.

David Bergman ist Redakteur für 
Sonderberichte 
bei der Tages-
zeitung New 
Age.
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Ohne Bestechung geht es nicht – oder?
Ein Gespräch über Korruption 
in Entwicklungsprojekten
Im Gespräch: Habibur Rahman Chowdhury

NETZ: Berichten von Transparen-
cy International zufolge schöp-
fen staatliche Behörden in Bangla-
desch einen Teil der ausländischen 
Gelder für Entwicklungszusam-
menarbeit ab. Wie sieht es bei 
NETZ aus?

Habibur Rahman Chowdhury: 
NETZ zahlt keinerlei Geld an Be-
hörden, außer es handelt sich um 
offizielle Gebühren. Diese fallen 
vor allem für die staatliche Regis-
trierung als internationale Orga-
nisation an. Bestechungsgelder 
zahlen wir in keinem Fall. Wir ha-
ben eine klare Politik, was das be-
trifft. Das gilt auch für alle Mit-
arbeiter in unserem NETZ-Team. 
Ich nehme das sehr ernst und ste-
he persönlich mit meinem Namen 
dafür ein. Wir können diese Pra-
xis natürlich nicht in ganz Bang-
ladesch stoppen, aber in unserem 
Einflussbereich können wir Kor-
ruption verhindern. Ein einfacher 
Mechanismus, um Intransparenz 
zu vermeiden, ist die Darstellung 
der Arbeit, die wir leisten. Darum 
lade ich ein, die von NETZ unter-
stützen Projekte anzuschauen und 
andere Menschen davon zu über-
zeugen. 

NETZ: Was ist mit lokalen Eliten, 
Beamten und Politikern auf der 
Gemeinde- und Dorfebene? Kor-

ruption gilt hier als sehr gängig 
und die genannten Gruppen ha-
ben viele Möglichkeiten, ihre Inte-
ressen durchzusetzen.

Chowdhury: Diese Gruppen wol-
len ihren Einfluss auf verschiedene 
Art geltend machen. Beispielswei-
se gibt es öfter Forderungen nach 
Bestechungsgeldern an uns und 
unsere Partnerorganisationen. Je-
des Projekt müssen unsere Partner 
von den staatlichen Behörden ge-
nehmigen lassen. Wir haben unse-
ren Partner-NGOs gegenüber eine 
eindeutige Position: es darf keine 
Bestechung gezahlt werden. Dass 
dies in gar keinem Fall passiert, 
ist nur schwer nachzuprüfen. Wir 
können nicht jeden Finanztransfer 
unserer Partner in all ihren Projek-
ten nachvollziehen. Aber wir ha-
ben ein Auge darauf, dass zumin-
dest kein Geld genutzt wird, das 
für unsere Projekte bestimmt ist. 
Mit unserem umfangreichen Fi-
nanzkontroll-System können wir 
das genau überprüfen. 

NETZ: Machen die Partner mit?

Chowdhury: Wir versuchen Kor-
ruption von Anfang an zu be-
kämpfen, also schon bei der Aus-
wahl unserer Partner. Wir suchen 
transparente Organisationen mit 
einem guten Management. Es ist 

nicht einfach, gute Partner zu fin-
den. Aber wir müssen wählerisch 
sein. Dieser Auswahlprozess kann 
schon mal zwei Jahre dauern. Wir 
suchen Partner, die fest in den Pro-
jektregionen verwurzelt sind. Für 
die lokalen Eliten ist es nicht ein-
fach, Druck auf solche NGOs aus-
zuüben. 
 
NETZ: Wie sieht es mit Tieren aus, 
die im Rahmen von Projekten an-
geschafft werden, wie zum Bei-
spiel Kühe oder Ziegen? Haben die 
Händler Mechanismen und Kon-
takte, um von solchen Investitio-
nen zu profitieren?

Chowdhury: Manchmal versu-
chen Gewerbetreibende Kartelle 
zu schaffen, etwa auf Viehmärk-
ten. Wenn bekannt wird, dass Pro-
jektteilnehmerinnen Kühe oder 
Ziegen kaufen wollen, probieren 
die Händler, die Preise hochzutrei-
ben. Wenn diese offensichtlich zu 
hoch sind, ändern wir die Strate-
gie und kaufen Kühe beispielswei-
se auf anderen Märkten oder von 
Privatpersonen. Die Händler mer-
ken schnell, dass sie ihr Spiel nicht 
mit unseren Projektteilnehmerin-
nen spielen können. Wir versu-
chen, viele Dorfbewohner zu in-
volvieren. So wächst Bewusstsein. 

NETZ: Abgesehen davon gibt es 

Habibur Rahman Chowdhury leitet seit 2001 das NETZ-Team in 
Bangladesch. Im Gespräch zeigt er auf, wie auch die Entwicklungs-
zusammenarbeit von der weitverbreiten Korruption im Land be-
troffen ist – und wie NETZ damit umgeht.
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aber Korruption in Verbindung 
mit staatlichen sozialen Siche-
rungsprogrammen.

Chowdhury: Die von uns unter-
stützten Frauengruppen versu-
chen Zugang zu verschiedenen 
staatlichen Versorgungsprogram-
men zu bekommen. Wenn sie 
nicht geeint sind, gehen die-
se Leistungen oft an ihnen vor-
bei, obwohl sie anspruchsberech-
tigt sind. Wenn eine Frau alleine 
einen Antrag stellt, etwa auf Wit-
wengeld oder Lebensmittelkarten, 
dann zählt sie für den Beamten 
nicht. Er kann die Hand aufhal-
ten, um die Frau in ein Programm 
aufzunehmen. Wenn 200 Frauen 
vor seinem Büro aufkreuzen, dann 
sind sie bedeutend. Dann reagiert 
er anders. Das zeigt unsere Erfah-
rung.

NETZ: Wie stellen Sie Transpa-
renz und die adäquate Nutzung 
von Spenden sicher?

Chowdhury: NETZ sichert die 
Qualität der Projekte und hat ein 
umfangreiches Finanzkontroll-
System etabliert. Wir überprüfen 
regelmäßig die Umsetzung der 
Projekte in den Dörfern und die 
Ergebnisse dieser Arbeit. Zudem 
kontrollieren wir, dass kein Geld 
veruntreut wird, vor allem durch 
externe Rechnungsprüfer und 
durch die monatliche Prüfung-
der Ausgaben der Partnerorgani-
sationen durch unsere NETZ-Fi-
nanzexperten. Im Zweifel werden 
bei Anschaffungen die gängigen 

Marktpreise zum Zeitpunkt des 
Kaufs zurückverfolgt.

NETZ: Und wenn Korruptionsfälle 
bekannt werden? 

Chowdhury: Wir ahnden diese 
unmittelbar. Wenn sich ein Mitar-
beiter nachweislich bereichert hat, 
wird ihm gekündigt. Das gilt so-
wohl für unsere Partner, als auch 
für NETZ. Wenn das Leitungsteam 
der Partnerorganisation betroffen 
ist, dann muss die Zusammenar-
beit beendet werden. Wir haben 
uns schon von Partnern getrennt, 
wenn die Transparenz nicht mehr 
gewährleistet war. Es geht nicht 
darum, wie viel oder wie oft ver-
untreut wurde, sondern um die 
Tatsache, dass es passiert ist. 

NETZ: Inwieweit spielt Vettern-
wirtschaft eine Rolle?

Chowdhury: Korruption hat vie-
le Gesichter. Vetternwirtschaft ist 
in bangladeschischen NGOs nicht 
ungewöhnlich. Es kommt durch-

aus vor, dass Verwandte von Mit-
arbeitenden eingestellt werden, 
auch wenn sie schlechter qualifi-
ziert sind. Für die von NETZ un-
terstützten Projekte gibt es daher 
klare Vorgaben. Bewerber dürfen 
nicht eingestellt werden, wenn 
Verwandtschaftsverhältnisse zur 
Leitungsebene der Organisation 
bestehen. Aus diesem Grund ist 
NETZ auch bei Personalentschei-
dungen für Projektmitarbeiter in-
volviert. 

NETZ: Welche Reaktionen bekom-
men Sie auf diese klare Haltung?

Chowdhury: NETZ wird in sei-
nem Kampf gegen Korruption 
sehr ernst genommen. Unsere Po-
sition gilt als sehr außergewöhn-
lich in unserem Land, doch wir be-
kommen dafür viel Unterstützung 
von verschiedenen Seiten.

Das Gespräch führte Bernadette 
Kolb in Wetzlar. Übersetzung: Sven 
Wagner.

Setzt sich resolut ge-
gen Korruption im 
NGO-Sektor in Bang-
ladesch ein: Habibur 
Rahman Chowdhury.
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Seit 100 Jahren gibt es das 
Nationalmuseum in Dhaka
Text: Sven Wagner

Rundes Jubiläum

Zum Jahresbeginn formier-
te sich an der Shahbag-Kreu-

zung im Herzen von Bangla-
deschs Hauptstadt Dhaka eine 
Bewegung. Sie protestierte für 
die Verurteilung von Kriegsver-
brechern und thematisierte da-
mit ein nationales Trauma, den 
Unabhängigkeitskrieg im Jahr 
1971. Die Bewegung wuchs und 
erlangte bald den Ruf, Geschich-
te zu schreiben an einem Ort, wo 
es längst Geschichte zu erleben 
gibt, hinter Vitrinen, auf Schau-
tafeln und in großen Sälen mit 
tausenden Ausstellungsstücken 
– der Sammlung des National-
museums von Bangladesch.

In diesem Jahr feiert die Instituti-
on, die seit 1983 an der Shahbag-
Kreuzung beheimatet ist, ihren 
100. Geburtstag. Am 7. August 
1913 eröffnete der britische Ko-
lonialverwalter Thomas Gibson 
Carmichael das Nationalmuse-
um in Dhaka, dessen Sammlung 
damals in einem einzelnen Raum 
im Gebäude der heutigen Medi-
zinischen Universität unterge-
bracht war. Für Besucher öffnete 
das Museum seine Tore ein Jahr 
später.

KULTUR

Ein Museumswärter prä-
sentiert Gästen eine riesi-
ge Karte von Bangladesch, 
die sich im Eingangsbe-
reich des Nationalmuse-
ums befindet.
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Die Einrichtung eines National-
museums in Dhaka war eine Fol-
ge der Teilung Bengalens im Jahr 
1905. Das heutige Bangladesch 
bildete damals zusammen mit 
dem heutigen indischen Bun-
desstaat Westbengalen eine der 
rohstoffreichsten und wich-
tigsten Regionen innerhalb der 
englischen Kronkolonie Bri-
tisch-Indien, die Anfang des 20. 
Jahrhunderts ihre strategische 
Bedeutung innerhalb der Kolo-
nie nach und nach verlor. Durch 
die Teilung Bengalens beschleu-
nigten die britischen Machtha-
ber diesen Prozess. Die Bedeu-
tung Dhakas als strategischer 
Mittelpunkt der Region und Ge-
gengewicht zu Kolkata wuchs 
dadurch allerdings. Das Vorha-
ben, dort ein Nationalmuseum 
zu etablieren, folgte der Teilen-
und-Herrschen-Logik der bri-
tischen Herrscher in Südasien. 
Mit dieser Logik hielt die Kolo-
nialmacht die beherrschten Re-
gionen klein, um größere lokale 
Machtstrukturen zu verhindern. 

Carmichael versuchte Ostbenga-
len mit dem Nationalmuseum 
ein Symbol der Identifikation zu 
geben. Selbst unter den Eliten 
Dhakas wurde bald die Forde-
rung laut, Kunstschätze aus der 
Region, die bis dahin im Muse-
um in Kolkata lagerten, zu über-
führen. Bis zum Ende der Koloni-
alzeit wuchs die Sammlung des 
Museums dadurch rasch an und 
die Institution zog mehrfach 
um. Nachdem Indien infolge des 
britischen Rückzugs aus Südasi-
en 1947 geteilt wurde und Dhaka 
fortan zu Pakistan gehörte, über-
nahm die Universität Dhaka die 
Institution und leitete sie. 

Als 1971 der Staat Bangladesch 
entstand, änderte das auch Aus-
richtung und Selbstverständ-

nis des Museums. Der erste Prä-
sident Bangladeschs, Sheikh 
Mujibur Rahman, verstand das 
Nationalmuseum als wichtige 
Institution, mit der er den Men-
schen Quellen zufolge den „wah-
ren Kampf der Bengalen“ zei-
gen konnte. Dadurch nahm der 
Unabhängigkeitskampf in den 
Folgejahrzehnten einen bedeu-
tenden Teil in der dokumenta-
rischen Darstellung des Hauses 
ein. 

Das ist noch heute spürbar. Ein 
Rundgang durch das Muse-
um endet in einer Halle, in der 
stündlich die Vorhänge der rie-
sigen Fensterfronten herunter-
gelassen und als großflächige 
Leinwand für eine Filmvorfüh-
rung genutzt werden. Der Unab-
hängigkeitskrieg gegen die paki-
stanische Armee, der Einsatz der 
Unabhängigkeitskämpfer und 
der als Erlösung dargestellte Sieg 
werden in einem knapp zwan-
zigminütigen Film dargestellt 
– mitunter in Form von Anima-
tionen, hauptsächlich gespeist 
durch alte Filmaufnahmen und 
Fotos. Bilder und Vertonung he-
roisieren die Kämpfer; martia-
lisch und heldenhaft wird der 
blutige Kampf beschworen und 
gipfelt in infernalen Melodien.

Abgesehen von diesen Darstel-
lungen bietet das Museum heute 
interessante Einblicke in Bang-
ladeschs Geschichte, Kultur und 
Natur. Sammlungen von Gemäl-
den, Rüstungen, Münzen und 
Plastiken aus der Mogul-Zeit la-
den zu stundenlangem Schlen-
dern durch die vier großräumi-
gen Etagen des Museums ein. 
Persische Miniaturmalereien 
aus der Zeit vor den Mogulherr-
schern sind zu sehen, ebenso wie 
Zeugnisse aus den Frühzeiten 
des Buddhismus, der im heuti-

gen Bangladesch einst eine wich-
tige Rolle spielte. In Großraum-
Dioramen sind verschiedene 
Darstellungen von Alltagsszenen 
der Bevölkerung zu finden. Der 
Besucher sieht indigene Völker 
in den Chittagong Hill Tracts, 
Kleinbauern im Nordwesten des 
Landes und Fischer im Brahma-
putra-Delta. Detailgetreu sind 
Kleidung, Werkzeuge und All-
tagsgegenstände den Installati-
onen beigefügt. Die anthropolo-
gischen Modelle sind ähnlich der 
Ausstellung im Indischen Natio-
nalmuseum in Kolkata und ste-
hen ihnen in nichts nach. Dort 
wird ebenfalls versucht, dem Be-
sucher ein simples aber infor-
matives Bild der verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen zu ver-
mitteln – wenngleich diese tradi-
tionalistische Darstellung in bei-
den Fällen keinen Anspruch auf 
Aktualität erheben darf. 

Sven Wagner arbeitet als Journalist 
und ist Redak-
tionsmitglied 
dieser Zeit-
schrift.
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Jahre vor den Parlamentswahlen

Als Referentin für entwicklungs-
politische Bildungsarbeit unter-
stützt Sabrina Syben seit dem 1. 
November 2013 die Arbeit unse-
rer Geschäftsstelle in Wetzlar. Sie 
ist Ansprechpartnerin für Akti-
onsgruppen, Schulen und Kir-
chengemeinden und koordiniert 
Bildungsveranstaltungen unse-
rer Referenten und Bangladesch-
Rückkehrer aus dem Freiwilli-
gendienst. Schon während ihres 
Studiums der Politikwissenschaft 
legte sie ihren Schwerpunkt im 
Bereich der Entwicklungszusam-
menarbeit und Friedens- und 

Konfliktforschung. Ein sechsmo-
natiges Praktikum in Vietnam be-
stärkte sie in ihrem Wunsch, sich 
hauptamtlich sozial zu engagie-
ren. In den letzten acht Mona-
ten arbeitete sie bei betterplace.
org. Dort sammelte sie erste Er-
fahrungen in der Betreuung ei-
ner Ehrenamts-Plattform und im 
Online-Fundraising. Sabrina Sy-
ben ist es wichtig, die Menschen 
in Deutschland durch Informa-
tions- und Aufklärungsarbeit für 
die verschiedenen Dimensionen 
von Armut in Bangladesch zu sen-
sibilisieren.

GESCHÄFTSSTELLE:  Neue Mitarbeiterin

Der Filmemacher Shaheen Dill-
Riaz wurde 2013 mit dem Eine-
Welt-Filmpreis des Landes Nord-
rhein-Westfalen ausgezeichnet. 
Ministerin Dr. Angelica Schwall-
Düren übergab ihm den 3. Preis 
für sein Werk „Der Vorführer“: 

Der 10-jährige Rakib arbeitet als 
Filmvorführer in Chandpur. Er 
hat gelernt, sein Leben zwischen 
den Verführungen von Bolly-
wood und der Verantwortung für 
seine Familie zu gestalten. 

AUSGEZEICHNET: Der Vorführer

NETZ hat sich für das Jahr 2013 am-
bitionierte Ziele gesetzt im Kampf 
gegen Hunger, für Bildung, für 
Menschenrechte. Im Programm 
„Ein Leben lang genug Reis“ sollen 
dieses Jahr 7.475 Frauen in Bangla-
desch Startkapital erhalten – ein 
entscheidender Schritt für sie he-
raus aus Unterernährung und Un-
terdrückung. An 40 neuen Dorf-
schulen sollen 1.200 Erstklässler 
ihr Recht auf Bildung erhalten. 
Die Menschenrechtsorganisatio-
nen Ain o Shalish Kendra und Re-
search Initiative Bangladesh wer-
den mit Unterstützung von NETZ 

von 2013 bis 2016 in 16 Distrik-
ten 5.000 Menschenrechtsaktivis-
ten schulen, ihre Vernetzung un-
terstützen und sie auf diese Weise 
befähigen, gemeinsam Struktu-
ren von Unrecht zu bekämpfen. 
Aktionsgruppen an vielen Orten 
in Deutschland engagieren sich; 
NETZ wurde für den ehrenamtli-
chen Einsatz der 6.000 Menschen 
in Deutschland für Menschenwür-
de und gegen Hunger in Bangla-
desch für den Deutschen Engage-
mentpreis 2013 nominiert. Auf der 
nächsten Seite einige Aktivitäten 
in Kürze.

AKTIONEN: Für die Menschenwürde

NETZ aktiv
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Tönisvorst Mit ihrem Sponso-
renlauf, selbstgemachter Marme-
lade und Rikscha-Fahrten erziel-
ten die Schülerinnen und Schü-
ler des Michael-Ende-Gymnasi-
ums dieses Jahr ein Rekordergeb-
nis zugunsten der Schulbildung 
von Kindern und „Ein Leben lang 
genug Reis“ in Bangladesch.

Lich Die evangelischen Kirchen-
gemeinden haben 800 Adventska-
lender gedruckt. Der Erlös fließt in 
das Projekt „Ein Leben lang genug 
Reis“.

Oberhausen Firmlinge und 
Erstkommunionkinder der katho-
lischen Kirchengemeinden Lieb-
frauen und St. Josef sammelten 
mit Trödelmärkten und dem Ver-
kauf von Selbstgemachtem für 
den Schulbesuch von Kindern in 
Bangladesch.

Essen Der Rotary Club veranstal-
tete sein alljährliches Golf-Turnier 
diesmal zugunsten der Schulbil-
dung von Kindern sowie des Pro-
jekts „Ein Leben lang genug Reis“ 
in Bangladesch.

Bad Mergentheim Die 
Schülerinnen und Schüler des 
Deutschorden-Gymnasiums ver-

anstalteten ihr traditionelles 
„Radeln für Bangladesch“ zuguns-
ten des Schulbesuchs von Kindern 
im Partnerland.

Krefeld Die Kirchengemeinden 
St. Margareta und St. Mariä Him-
melfahrt feierten einen Gottes-
dienst in Verbundenheit mit den 
Menschen in Bangladesch und 
bestimmten ihre Kollekte für „Ein 
Leben lang genug Reis“.

Heuchelheim Die Evangeli-
sche Martinsgemeinde sammelte 
in ihrem Schulanfangsgottes-
dienst für die Bildung von Kindern 
in Bangladesch.

Lich Der Weltladen in der evan-
gelischen Marienstiftsgemeinde 
förderte mit seinen Verkaufserlö-
sen das Empowerment von Frauen 
in Bangladesch. 

Tübingen Die Gruppe Danza 
Vita führte ihr Stück „Die zwei 
Gesichter der Zeit“ im Sudhaus auf 
und „ertanzte“ den Erlös für „Ein 
Leben lang genug Reis“, Grundbil-
dung und Menschenrechte in Ban-
gladesch.

Bergisch Gladbach Ban-
gladesch erleben! Unter diesem 
Motto lernten 140 Dritt- und Viert-
klässler der Grundschule „An der 
Strunde“ verschiedene Facetten 
des Landes kennen. Die Schülerin-
nen und Schüler gestalteten zwei 
Freundschaftsfahnen, die für ihre 
Solidarität mit Kindern in Bangla-
desch stehen.

Tübingen-Hirschau Drei 
Familien feierten die Taufe ihrer 

Kinder. Die Kollekte bestimmten 
sie für das Programm „Ein Leben 
lang genug Reis“ in Bangladesch.

Gießen Der Soroptimist Club 
unterstützt das Programm „Ein 
Leben lang genug Reis“.

Zülpich Der Verein FairZülpich 
lud zum Kaffeehaus-Nachmittag 
mit selbstgemachtem Kuchen und 
Musik ein. Den Erlös bestimmten 
die Vereinsmitglieder für Bangla-
desch.

Tübingen Die Firma Dinkel prä-
sentierte die Ausstellung „visual 
arts – visible future“: Schieferta-
feln aus Bangladesch wurden zu 
46 Kunstobjekten! 26 Künstlerin-
nen und Künstler haben sie gestal-
tet. Die Werke wurden versteigert. 
Das Ergebnis: 120 Kinder in Bang-
ladesch können ein Jahr lang zur 
Schule gehen.

Ludwigsburg 25 Bangladesch-
Interessierte aus Baden-Württem-
berg haben ihre Erfahrungen bei 
Solidaritätsaktionen ausgetauscht 
und Aktuelles aus Bangladesch 
diskutiert. Besonders die Berichte 
der vier NETZ-Freiwilligen von 
ihrem Dienst in Bangladesch stie-
ßen auf Begeisterung.

Schwalbach Der Eine-Welt-
Laden feierte sein 20-jähriges Jubi-
läum mit einem ökumenischen 
Gottesdienst und Benefizkonzert. 
Der Erlös ging in das Projekt „Ein 
Leben lang genug Reis“.

Weitere Meldungen aus der Partner-
schaft mit Bangladesch gibt es auf 
www.bangladesch.org.
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Eindrücke eines Gastes aus Bangladesch 
von der entwicklungspolitischen Bildung
Text: Samia Tamrin Ahmed | Übersetzung: Lukas Rudolph und Karina Bauer

Die Organisation NETZ ist mir 
seit langem geläufig. Mit ei-

nigen der deutschen Freiwilligen, 
die in Bangladesch waren, bin 
ich befreundet. Jetzt sollte ich ge-
meinsam mit zwei bangladeschi-
schen Kollegen, Imran und Ri-
mon, ebenfalls Stipendiaten des 
„Cross Culture“-Programmes des 
Instituts für Auslandsbeziehun-
gen, NETZ und die Stadt Wetzlar 
besuchen. Peter Klöpping, der mit 
NETZ einen Freiwilligendienst in 
Bangladesch geleistet hatte, nahm 
uns unter seine Fittiche. Gleich 
am ersten Abend machte er uns 
untereinander sowie mit dem hie-
sigen Flammkuchen bekannt.

In Wetzlar sollten wir mehr über 
NETZ erfahren und das Bang-
ladesch-Projekt an der Goethe-
Schule kennen lernen. Gleich am 
Morgen nach unserer Ankunft 
ging es zur Schule. Die didakti-
schen Bangladesch-Kisten von 
NETZ, die mit uns kamen, bar-
gen spannende Überraschungen: 
traditionelle Kleidung aus Ban-
gladesch, Bilder, Schmuck, Kar-
ten, Kinderbücher, sogar ein Was-
serkrug für die Toilette. Damit 
schmückten wir das Klassenzim-
mer für die Projekttage, erzeugten 
ein richtig bangladeschisches Am-
biente und hatten viel Spaß dabei. 
Peter machte schon in der Begrü-
ßungsrunde mit den Schülern ei-
nen amüsanten Test: „Wer von uns 
trägt eigentlich ein T-Shirt ‚Made 
in Bangladesh‘?“ Die Schüler kon-
trollierten gegenseitig ihre Ein-

näher und nicht wenige meldeten 
sich – inklusive Peter selbst. 

Peters Vergleich der Einwohner-
dichte fand ich besonders spaßig: 
Man stelle sich vor, man quetsch-
te die doppelte Bevölkerung 
Deutschlands in die beiden süd-
lichen Bundesländer. Imran er-
klärte, warum die Menschen in 
Bangladesch so eine positive Le-
benseinstellung haben. Sein Film 
„Schönes Bangladesch“ fand gro-
ßen Anklang. Rimon berichte-
te aus erster Hand vom verhee-
renden Einsturz der Textilfabrik 
in Savar. Zum Thema Textilin-
dustrie hatte Peter ein Rollenspiel 
vorbereitet: Die Schüler wurden 
zu Näherinnen und Fabrikbe-
sitzern, Handelskonzernen und 
Menschenrechtsaktivisten, Fair-
Trade-Vertretern und Konsumen-
ten. Es hat Spaß gemacht, sie in 
Aktion zu sehen – die Fabrikbesit-
zer waren aus meiner Sicht aller-
dings wohl doch etwas zu ruhig.

In der Gruppe am zweiten Tag wa-
ren die Jugendlichen etwas jünger. 
Die Diskussionen drehten sich um 
die Frage, wie wir als Konsumen-
ten etwas bewirken können. Es 
wurde klar, dass die bangladeschi-
sche Regierung eine zentrale Rol-
le hat und die Arbeitsbedingun-
gen verbessern muss. Und es gibt 
mehr Lösungen als den Boykott 
billiger Kleidung: Druck auf die 
Handelsunternehmen in Deutsch-
land ist eine Option. Ich hoffe, 
dass die Schüler durch unsere Ver-

anstaltung zu bewussteren Kon-
sumenten werden. 

Alle Jugendlichen hatten eine ge-
wisse Vorstellung von Bangla-
desch: Kinderarbeit und die Fab-
rikunglücke fielen ihnen ein. Eine 
der Schülerinnen fragte, ob wir 
Mobiltelefone hätten. Ich erzählte 
ihr über bankkontofreie Überwei-
sungen von Handy zu Handy in 
Bangladesch. Im Anschluss an die 
spannenden Diskussionen zeigten 
uns die Jugendlichen dann ihre 
Schule. Es war schon fast ergrei-
fend, dass einige der Schüler Ku-
chen zugunsten einer Dorfschu-
le in Bangladesch verkauften. Als 
wir bei ihnen standen, war der An-
drang natürlich am größten. 

Mich hat es sehr inspiriert, einen 
Einblick in das deutsche Bildungs-
system zu erhalten, in dem inter-
aktives Lernen und eine Diskus-
sionskultur vermittelt wird. Ich 
behalte die herzliche Gastfreund-
schaft der NETZ-Mitarbeiter, mit 
ihrem wunderbaren Pflaumen-
kuchen zum Tee, in guter Erinne-
rung.

Kleidungsetiketten und Wasserkrug 

NETZ aktiv

Samia Ahmed ist Stipendiaten des 
Instituts für 
Auslandsbezie-
hungen und 
arbeitet bei 
University Press 
Limited in Dha-
ka als Lektorin.
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NETZ konzentiert seine Arbeit auf 
vier Projektbereiche:

„Ein Leben lang genug Reis“ 
unterstützt die 20% ärmsten Fa-
milien, damit sie dauerhaft ein 
Einkommen erwirtschaften. So 
können sie für Nahrung, Kleidung 
und Gesundheit sowie Bildung 
ihrer Kinder sorgen. Selbsthilfe-
Strukturen werden aufgebaut. 
48.146 Familien hat NETZ 2012 im 
Programm „Ein Leben lang genug 
Reis“ unterstützt. Über 125.000 
Menschen haben seit Beginn des 
Programms den Hunger dauer-
haft überwunden. 

Grundbildung ist das Hand-
werkszeug für eine bessere Zu-
kunft. An den von NETZ unter-
stützten Schulen lernen Mädchen 
und Jungen u.a. Lesen, Schreiben 
und Rechnen. An 296 Grundschu-
len war NETZ mit Partner-Orga-
nisationen 2012 aktiv: in abge-
legenen, von Armut geprägten 
Regionen im Norden Banglade-
schs. 23.371 Schulkinder erhielten 
hier Zugang zu qualitativ hoch-
wertiger Frundbildung.

Menschenrechte: NETZ kämpft 
für die Rechte der Ärmsten in den 
Dörfern. 900 Frauen und Männer 

des indigenen Volkes der Santal 
haben sich 2012 im Norden Ban-
gladeschs in Selbsthilfegruppen 
organisiert. Auf nationaler Ebene 
engagiert sich NETZ, dass Men-
schenrechtsverteidigerinnen und 
-verteidiger sowie Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft wirksam 
arbeiten können.

Katastrophenvorsorge: NETZ 
hilft den Menschen beim Kampf 
gegen den Hunger nach einer 
Katastrophe und beim Schutz vor 
künftigen Überschwemmungen.

Partner und Projekte, die von NETZ unterstützt werden

0 50 100 15025 km
Partner-Organisationen in 
Bangladesch

Partner-Organisationen in  
Westbengalen und Jharkhand (Indien)

Gana Unnayan Kendra (GUK)
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

Jagorani Chakra Foundation (JCF) 
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

Tagore Society for Rural 
Development (TSRD) 
Ein Leben lang genug Reis

Development Research 
Communication and 
Services Centre (DRCSC) 
Ein Leben lang genug Reis

Ashrai 
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

TARANGO
Jutehandwerk

Polli Sree 
Ein Leben lang genug Reis

Sachetan 
Ein Leben lang genug Reis

NETZ
Qualitäts- und Finanzmanagement
Menschenrechte
Katastrophenvorsorge

Sabalamby Unnayan 
Samity (SUS) 
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

Mahideb Jubo Somaj 
Kallayan Somity (MJSKS) 
Ein Leben lang genug Reis 

Ain o Shalish Kendra (ASK) 
Menschenrechte

Rajshahi

Dhaka

Sylhet

Chittagong
Barisal

Khulna

Rangpur

Research Initiatives, 
Bangladesh (RIB)
Menschenrechte
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